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A. Staatskanzlei

Honorarkonsuln
in der Bundesrepublik Deutschland

Bek. d. StK v. 5. 7. 2019 — 203-11700-6 MUS —

Das Auswärtige Amt teilt mit, dass die honorarkonsularische
Vertretung der Republik Mauritius in Düsseldorf eine neue
Adresse hat:

Eisenhüttenstraße 4
40882 Ratingen
Tel.: 02102 168901
Fax: 02102 168902.

— Nds. MBl. Nr. 29/2019 S. 1072

G. Ministerium für Wirtschaft, Arbeit, Verkehr
und Digitalisierung

Richtlinie über die Gewährung von Zuwendungen
zur Steigerung der Wettbewerbsfähigkeit

von kleinen und mittleren Unternehmen (KMU)
durch touristische Maßnahmen

Erl. d. MW v. 8. 7. 2019
— 23-32330/0200 —

— VORIS 77000 —

Bezug: Erl. v. 10. 6. 2015 (Nds. MBl. S. 754), zuletzt geändert durch
Erl. v. 15. 10. 2018 (Nds. MBl. S. 1085)
— VORIS 77000 —

Der Bezugserlass wird mit Wirkung vom 8. 7. 2019 wie folgt
geändert:

1. Im Bezug zu a werden nach dem Klammerzusatz ein
Komma und die Worte „zuletzt geändert durch RdErl. d.
MB v. 8. 8. 2018 (Nds. MBl. S. 805)“ eingefügt.

2. In Nummer 1.2 Abs. 3 erster Spiegelstrich werden nach
dem Klammerzusatz „(ABl. EU Nr. L 187 S. 1, Nr. L 283
S. 65)“ ein Komma und die Worte „geändert durch die Ver-
ordnung (EU) 2017/1084 der Kommission vom 14. 6. 2017
(ABI. EU Nr. L 156 S. 1),“ eingefügt.

3. In Nummer 2.1.1 werden nach dem Wort „Gesundheits-
tourismus“  die Worte „sowie auch in sonstigen Bereichen,
sofern wetterunabhängige oder Ganzjahresangebote geschaf-
fen werden“ eingefügt.

4. Die Nummern 3.2 und 3.3 erhalten folgende Fassung: 

„3.2 Wenn der Zuwendungsempfänger einer Rückforde-
rungsanordnung aufgrund eines früheren Beschlusses der
Kommission zur Feststellung der Unzulässigkeit einer von
demselben Mitgliedstaat gewährten Beihilfe und ihrer Un-
vereinbarkeit mit dem Binnenmarkt nicht nachgekommen
ist, darf keine Förderung nach dieser Richtlinie gewährt
werden (Artikel 1 Abs. 4 Buchst. a AGVO). Dies gilt auch,
sofern sonstige noch offene Rückforderungsansprüche be-
stehen.

3.3 Unternehmen in Schwierigkeiten gemäß Artikel 2
Abs. 18 AGVO sind von einer Förderung ausgeschlossen.“

5. Nummer 5.9 wird gestrichen.

An die
Investitions- und Förderbank Niedersachsen (NBank)

— Nds. MBl. Nr. 29/2019 S. 1072

H. Ministerium für Ernährung, Landwirtschaft 
und Verbraucherschutz

Planfeststellung der 5. Änderung des Plans
nach § 41 FlurbG 

(Vereinfachte Flurbereinigung Strackholt,
Landkreis Aurich)

Bek. d. ML v. 10. 7. 2019
— 306.2-611-2015-Strackholt —

Das ML hat die 5. Änderung des Plans über die gemein-
schaftlichen und öffentlichen Anlagen (Plan nach § 41 FlurbG)
gemäß § 41 Abs. 3 FlurbG für das vereinfachte Flurbereini-
gungsverfahren Strackholt, Landkreis Aurich, festgestellt. Im
Rahmen des Verfahrens wurde auch die Umweltverträglich-
keit des Vorhabens geprüft und festgestellt.

Mit dieser öffentlichen Bekanntmachung wird die Öffent-
lichkeit gemäß § 27 UVPG i. V. m. § 74 Abs. 4 und 5 VwVfG
über die Zulässigkeitsentscheidung mit Rechtsbehelfsbeleh-
rung auf der Grundlage des § 2 UmwRG für das Vorhaben in-
formiert.

Auf die in der Anlage bekannt gemachte Rechtsbehelfsbe-
lehrung wird verwiesen.

Eine Ausfertigung des Planfeststellungsbeschlusses und des
festgestellten Plans liegen in der Zeit vom 29. 7. bis 12. 8.
2019 zur Einsichtnahme für die Öffentlichkeit bei der Ge-
meinde Großefehn, Kanalstraße Süd 54, 26629 Großefehn,
während der allgemeinen Dienstzeiten aus.

Auf die Rechtsbehelfsmöglichkeit für Vereinigungen i. S.
der §§ 2, 3 und 4 Abs. 3 UmwRG sowie für Beteiligte nach
§ 61 Nrn. 1 und 2 VwGO zur Zulässigkeit des Planungsvorha-
bens nach Umweltrecht wird hingewiesen.

Gemäß § 27 a Abs. 2 VwVfG wird diese öffentliche Bekannt-
machung auch im Internet unter http://www.flurb-we.nieder-
sachsen.de in der Rubrik „Öffentliche Bekanntmachungen“
einsehbar.

Diese Bekanntmachung kann außerdem im Internet unter
http://www.umwelt.niedersachen.de und dort über den Pfad
„Service w Umweltinformationssysteme w UVP-Portal w https://
uvp.niedersachsen.de/portal w UVP-Kategorien w Flurberei-
nigung w Vereinfachte Flurbereinigung Strackholt, Landkreis
Aurich eingesehen werden.

— Nds. MBl. Nr. 29/2019 S. 1072

Anlage

Auszug aus dem Planfeststellungsbeschluss
der 5. Änderung des Plans nach § 41 FlurbG 

 der Vereinfachten Flurbereinigung Strackholt, Landkreis Aurich

1. Planfeststellung, Planunterlagen
Gemäß § 41 Abs. 3 des Flurbereinigungsgesetzes (FlurbG)

i. d. F. vom 16. 3. 1976 (BGBl. I 546), zuletzt geändert durch
Gesetz vom 19. 12. 2008 (BGBl. I 2794) wird die von dem Amt
für Regionale Landesentwicklung Weser-Ems — Geschäfts-
stelle Aurich — im Benehmen mit dem Vorstand der Teilneh-
mergemeinschaft erarbeitete 5. Änderung des Wege- und
Gewässerplans mit landschaftspflegerischem Begleitplan der
vereinfachten Flurbereinigung Strackholt, Landkreis Aurich,
festgestellt.

Planunterlagen*)

2. Auflagen
Der Beschluss ist mit Auflagen verbunden*).

3. Begründung*)

4. Einwendungen
Vorgebrachte Einwendungen und Anregungen wurden im

Anhörungstermin einvernehmlich geregelt.

5. Umweltverträglichkeit, Artenschutz*)
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6. Rechtsbehelfsbelehrung
Gegen diesen Beschluss kann innerhalb eines Monats nach

Zustellung Widerspruch erhoben werden. Der Widerspruch
ist schriftlich oder zur Niederschrift beim Niedersächsischen
Ministerium für Ernährung, Landwirtschaft und Verbraucher-
schutz, Calenberger Straße 2, 30169 Hannover, einzulegen.

*) Hier nicht abgedruckt.

K. Ministerium für Umwelt, Energie, Bauen
und Klimaschutz

Richtlinie über die Gewährung von Zuwendungen
zur sozialen Wohnraumförderung
(Wohnraumförderprogramm 2019)

RdErl. d. MU v. 2. 7. 2019 — 64-25110-2/1 —

— VORIS 23400 —

Bezug: a) RdErl. v. 2. 7. 2019 (Nds. MBl. S. 1075)
— VORIS 23400 —

b) RdErl. d. MS v. 26. 3. 2014 (Nds. MBl. S. 344), zuletzt geändert
durch RdErl. v. 28. 3. 2017 (Nds. MBl. S. 346)
— VORIS 23400 —

1. Zuwendungszweck, Rechtsgrundlage
1.1 Das Land gewährt nach Maßgabe dieser Richtlinie Zu-
wendungen für die soziale Wohnraumförderung.
1.2 Die Gewährung der Zuwendung erfolgt entsprechend
den Regelungen
— des NWoFG vom 29. 10. 2009 (Nds. GVBl. S. 403), zuletzt

geändert durch Artikel 5 des Gesetzes vom 19. 6. 2019 (Nds.
GVBl. S. 110),

— der Richtlinie zur Durchführung der sozialen Wohnraum-
förderung in Niedersachsen (Wohnraumförderbestimmun-
gen — WFB) — Bezugserlass zu a — und

— des Beschlusses der Kommission vom 20. 12. 2011 über die
Anwendung von Artikel 106 Abs. 2 des Vertrags über die
Arbeitsweise der Europäischen Union auf staatliche Bei-
hilfen in Form von Ausgleichsleistungen zugunsten be-
stimmter Unternehmen, die mit der Erbringung von
Dienstleistungen von allgemeinem wirtschaftlichem Inter-
esse betraut sind (ABl. EU 2012 Nr. L 7 S. 3) — im Folgen-
den: DAWI-Freistellungsbeschluss —

in der jeweils geltenden Fassung.
1.3 Ein Anspruch auf Gewährung einer Zuwendung besteht
nicht, vielmehr entscheidet die Bewilligungsstelle aufgrund
ihres pflichtgemäßen Ermessens im Rahmen der verfügbaren
Haushaltsmittel.

2. Gegenstand der Förderung

2.1 Allgemeine Mietwohnraumförderung
Gefördert wird die Schaffung von belegungs- und mietge-

bundenem Mietwohnraum in Mehrfamilienhäusern für Haus-
halte mit geringen und mittleren Einkommen durch
2.1.1 Neubau von Mietwohnungen,
2.1.2 Änderung und Erweiterung von Gebäuden sowie
2.1.3 modellhafte Wohnprojekte.

2.2 Modernisierung von Mietwohnraum
Gefördert wird die Modernisierung von Mietwohnraum in

Mehrfamilienhäusern im Mietwohnungsbestand einschließ-
lich energetischer Modernisierung von Mietwohnungen, die
vor dem 1. 2. 2002 fertiggestellt worden sind.

2.3 Mietwohnraumförderung auf den Ostfriesischen Inseln
Gefördert wird die Schaffung von belegungs- und mietge-

bundenem Mietwohnraum in Mehrfamilienhäusern für Haus-
halte mit geringen und mittleren Einkommen auf den Ost-

friesischen Inseln durch den Neubau von Mietwohnungen in
den Gebieten der Städte Borkum und Norderney, der Inselge-
meinde Juist, des Nordseebades Wangerooge sowie der Ge-
meinden Baltrum, Langeoog und Spiekeroog.

2.4 Förderung von Wohnheimplätzen für Studierende

Gefördert wird die Schaffung von belegungs- und mietge-
bundenen Wohnheimplätzen für Studierende an Hochschul-
standorten in Niedersachsen durch

2.4.1 Neubau von Wohnheimen sowie

2.4.2 Änderung oder Erweiterung von Gebäuden.

2.5 Erwerb von Belegungs- und Mietbindungen

Gefördert wird der Erwerb von wahlweise fünf- oder zehn-
jährigen Belegungs- und Mietbindungen an Mietwohnungen
für Haushalte mit geringen Einkommen im ungebundenen
Wohnungsbestand

2.5.1 in den kommunalen Gebietskörperschaften, die nach
der Niedersächsischen Mieterschutzverordnung als Ge-
biete mit angespannten Wohnungsmärkten gelten,

2.5.2 zur Versorgung von Haushalten mit besonderen Schwie-
rigkeiten bei der Wohnraumversorgung.

2.6 Eigentumsförderung

Gefördert werden 

2.6.1 der Neubau,

2.6.2 der Erwerb,

2.6.3 die Modernisierung sowie

2.6.4 die energetische Modernisierung

von selbst genutztem Wohneigentum.

Zuwendungen für Maßnahmen nach den Nummern 2.6.3
und 2.6.4 dürfen kumuliert werden, dies auch mit Zuwen-
dungen für Maßnahmen nach Nummer 2.6.2, soweit sich die
Zuwendungen auf unterschiedliche bestimmbare förderfähige
Kosten beziehen.

3. Zuwendungsempfängerinnen und Zuwendungsempfänger

Zuwendungsempfängerinnen und Zuwendungsempfänger
können sein

— bei Maßnahmen nach den Nummern 2.1 bis 2.4 juristische
Personen des öffentlichen und des privaten Rechts, natür-
liche Personen sowie Personenvereinigungen mit eigener
Rechtspersönlichkeit,

— bei Maßnahmen nach Nummer 2.5 Eigentümerinnen und
Eigentümer oder sonstige Verfügungsberechtigte, die freien
Mietwohnraum Belegungs- und Mietbindungen nach §§ 7
und 9 NWoFG unterwerfen,

— bei Maßnahmen nach Nummer 2.6 natürliche Personen.

4. Zuwendungsvoraussetzungen

Die Zuwendungsvoraussetzungen werden durch den Be-
zugserlass zu a geregelt.

5. Art und Umfang, Höhe der Zuwendung

5.1 Allgemeine Mietwohnraumförderung (Nummer 2.1)
5.1.1 Die Zuwendungen werden in Form einer Anteilfinan-
zierung zur Projektförderung wie folgt gewährt:

5.1.1.1 bei der Schaffung von Mietwohnraum zur Belegung
mit Haushalten mit geringen Einkommen ein anfäng-
lich zinsloses, rückzahlbares Darlehen und ein Til-
gungsnachlass (Teilschulderlass),

5.1.1.2 bei der Schaffung von Mietwohnraum zur Belegung
mit Haushalten mit mittleren Einkommen ein an-
fänglich zinsloses, rückzahlbares Darlehen.

5.1.2 Zuwendungsfähig sind die notwendigen Kosten. Maß-
stab für die Notwendigkeit ist ein einfacher Ausführungsstan-
dard, der nicht über die gesetzlichen Anforderungen hinaus-
geht. Die Notwendigkeit wird vermutet, wenn die Gesamtkos-
ten die jeweilige Bemessungsgrenze nach Nummer 5.1.4 nicht
überschreiten.
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5.1.3 Die Höhe des Darlehens beträgt bis zu 75 % der Ge-
samtkosten; es kann ein Darlehen in Höhe von bis zu 85 % der
Gesamtkosten gewährt werden, wenn die Bewilligungsstelle
dies unter Berücksichtigung der Umstände des Einzelfalles für
geboten hält.
5.1.4 Die für die Bemessung des Darlehens zugrunde zu le-
genden Gesamtkosten werden entsprechend den Mietenstufen
nach den Bestimmungen der Anlage zu § 1 Abs. 3 Wohngeld-
verordnung in der jeweils geltenden Fassung in Gemeinden
mit
5.1.4.1 der Mietenstufe I auf 3 300 EUR,
5.1.4.2 den Mietenstufen II und III auf 3 450 EUR und
5.1.4.3 den Mietenstufen IV bis VI auf 3 600 EUR
je Quadratmeter Wohnfläche begrenzt.

Die Bemessungsgrenzen verändern sich beginnend ab dem
1. 9. 2019 zum 1. eines jeden Quartals um den Prozentsatz,
um den sich der vom Statistischen Bundesamt im vorherge-
henden Quartal festgestellte Baupreisindex für den Neubau
von Wohngebäuden in konventioneller Bauart erhöht oder
verringert hat (Veränderungsrate zum Vorquartal in %). Die
veränderte Bemessungsgrenze wird auf volle 10 EUR aufge-
rundet und unverzüglich nach deren Feststellung von der Be-
willigungsstelle im Internet unter http://www.nbank.de be-
kannt gegeben.
5.1.5 Überschreiten die ermittelten Gesamtkosten eines Bau-
vorhabens wegen besonderer Umstände des Einzelfalles die
jeweils geltende Bemessungsgrenze, so kann die Bewilligungs-
stelle einen angemessenen Zuschlag zulassen. Die Einzelhei-
ten des Verfahrens und zur Prüfung der Gesamtkosten regelt
der Bezugserlass zu a.
5.1.6 Der Tilgungsnachlass beträgt 30 % des Darlehensur-
sprungsbetrages. Der Betrag wird nach Ablauf des 20. Jahres
nach Bezugsfertigkeit des geförderten Wohnraums von dem
Darlehensursprungsbetrag abgezogen. Näheres regelt der Be-
zugserlass zu a.
5.1.7 Die Darlehen werden bei der Schaffung von Miet-
wohnraum für Haushalte
5.1.7.1 mit geringen Einkommen bis zum Ablauf des 35. Jah-

res und
5.1.7.2 mit mittleren Einkommen bis zum Ablauf des

30. Jahres
nach Bezugsfertigkeit des geförderten Wohnraums zinslos ge-
währt. Danach werden marktübliche Zinsen erhoben. Nähe-
res regelt der Bezugserlass zu a.
5.1.8 Die Höhe der Zuwendung ist so zu bemessen, dass durch
sie keine unzulässige staatliche Beihilfe gemäß Artikel 107
AEUV gewährt wird. Die Bewilligungsstelle nimmt dazu eine
Investitionsrechnung nach dem Modell des vollständigen Fi-
nanzplans vor. Die Förderung ist durch die Anwendung des
DAWI-Freistellungsbeschlusses derart auszugestalten, dass
eine EU-beihilferechtlich relevante Überkompensation ausge-
schlossen ist. 

5.2 Modernisierung von Mietwohnraum (Nummer 2.2)
5.2.1 Die Zuwendungen werden in Form einer Anteilfinan-
zierung zur Projektförderung wie folgt gewährt:
5.2.1.1 bei der Modernisierung von Mietwohnraum zur Bele-

gung mit Haushalten mit geringen Einkommen ein
anfänglich zinsloses, rückzahlbares Darlehen und ein
Tilgungsnachlass (Teilschulderlass),

5.2.1.2 bei der Modernisierung von Mietwohnraum zur Bele-
gung mit Haushalten mit mittleren Einkommen ein
anfänglich zinsloses, rückzahlbares Darlehen.

5.2.2 Zuwendungsfähig sind die notwendigen Kosten. Maß-
stab für die Notwendigkeit ist ein durchschnittlicher Ausfüh-
rungsstandard, der nicht über die gesetzlichen Anforderungen
hinausgeht.
5.2.3 Die Höhe des Darlehens beträgt bei Wohnraum für
Haushalte
5.2.3.1 mit geringen Einkommen bis zu 75 %,
5.2.3.2 mit mittleren Einkommen bis zu 60 %

der durch die Modernisierungsmaßnahme verursachten Kos-
ten, jedoch höchstens zwei Drittel der Kosten eines vergleich-
baren Neubaus. Nummer 5.1.4 gilt entsprechend.
5.2.4 Für die Bemessung der Zuwendungen gelten die Num-
mern 5.1.6 bis 5.1.8 entsprechend.

5.3 Mietwohnraumförderung auf den Ostfriesischen Inseln
(Nummer 2.3)

5.3.1 Die Zuwendungen werden in Form einer Anteilfinan-
zierung zur Projektförderung als ein anfänglich zinsloses, rück-
zahlbares Darlehen und ein Tilgungsnachlass (Teilschulder-
lass) gewährt.
5.3.2 Für die Zuwendungsfähigkeit der Kosten und die
Höhe des Darlehens gelten Nummer 5.1.2 Satz 1 und Num-
mer 5.1.3 entsprechend. Die Notwendigkeit wird vermutet,
wenn die Gesamtkosten die Bemessungsgrenze nach Num-
mer 5.3.3 nicht überschreiten.
5.3.3 Die für die Bemessung des Darlehens zugrunde zu le-
genden Gesamtkosten werden auf das Eineinhalbfache der je-
weils geltenden Bemessungsgrenze nach Nummer 5.1.4.1
begrenzt.
5.3.4 Überschreiten die ermittelten Gesamtkosten eines Bau-
vorhabens wegen besonderer Umstände des Einzelfalles und
unter Berücksichtigung der besonderen Inselsituation die Be-
messungsgrenze, so ist Nummer 5.1.5 entsprechend anzu-
wenden.
5.3.5 Für die Bemessung des Tilgungsnachlasses gilt Num-
mer 5.1.6 entsprechend.
5.3.6 Die Darlehen werden längstens bis zum Ablauf des
35. Jahres nach Bezugsfertigkeit zinslos gewährt. Danach gilt
Nummer 5.1.7 Sätze 2 und 3 entsprechend.
5.3.7 Die Höhe der Zuwendung ist so zu bemessen, dass die
Zuwendungsempfängerin oder der Zuwendungsempfänger
bezogen auf das im Rahmen der Finanzierung einzusetzende
Eigenkapital unter Berücksichtigung der besonderen Insel-
situation eine angemessene Eigenkapitalrendite erzielen kann.

Im Übrigen gilt Nummer 5.1.8 entsprechend.

5.4 Förderung von Wohnheimplätzen für Studierende (Num-
mer 2.4)

5.4.1 Die Zuwendungen werden in Form einer Anteilfinan-
zierung zur Projektförderung entsprechend der Nummer 5.3.1
gewährt.
5.4.2 Die Höhe des Darlehens beträgt bis zu 75 000 EUR je
Wohnheimplatz. Für Wohnheimplätze, die als rollstuhlge-
rechter Wohnraum für Menschen mit Behinderungen oder als
Eltern-Kind-Apartment geschaffen werden, beträgt die Höhe
des Darlehens bis zu 95 000 EUR je Wohnheimplatz. Die Be-
träge erhöhen oder verringern sich beginnend ab dem 1. 9. 2019
in demselben Umfang, wie sich die Bemessungsgrenzen nach
Nummer 5.1.4 Satz 2 verändern. Nummer 5.1.4 Satz 3 gilt
entsprechend.
5.4.3 Der Tilgungsnachlass beträgt 20 % des Darlehensur-
sprungsbetrages. Nummer 5.1.6 Sätze 2 und 3 gilt entsprechend.
5.4.4 Die Darlehen werden bis zum Ablauf des 30. Jahres
nach Bezugsfertigkeit des geförderten Wohnraums zinslos ge-
währt. Danach gilt Nummer 5.1.7 Sätze 2 und 3 entsprechend.

Im Übrigen gilt Nummer 5.1.8 entsprechend.

5.5 Erwerb von Belegungs- und Mietbindungen (Nummer 2.5)
5.5.1 Die Zuwendungen werden als nicht rückzahlbare Zu-
schüsse in Form einer Festbetragsfinanzierung zur Projektför-
derung gewährt.
5.5.2 Die Höhe der Zuwendung beträgt
5.5.2.1 2,00 EUR pro Monat bei einer fünfjährigen und
5.5.2.2 2,50 EUR pro Monat bei einer zehnjährigen
Belegungs- und Mietbindung je Quadratmeter Wohnfläche.

5.6 Eigentumsförderung (Nummer 2.6)
5.6.1 Die Zuwendungen für Maßnahmen nach den Num-
mern 2.6.1 und 2.6.2 werden in Form einer Festbetragsfinan-
zierung zur Projektförderung als ein anfänglich zinsloses,
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rückzahlbares Darlehen gewährt. Die Höhe des Darlehens be-
trägt bis zu 50 000 EUR, wenn zuwendungsfähige Kosten
mindestens in dieser Höhe nachgewiesen werden. Unter der
gleichen Voraussetzung erhöht sich der Darlehensbetrag für
jedes zum Haushalt rechnende Kind und für jeden zum
Haushalt gehörenden Menschen mit Behinderung um jeweils
5 000 EUR.
5.6.2 Die Zuwendungen für Maßnahmen nach den Num-
mern 2.6.3 und 2.6.4 werden in Form einer Anteilfinanzie-
rung zur Projektförderung als ein anfänglich zinsloses, rück-
zahlbares Darlehen gewährt. Die Höhe des Darlehens beträgt
85 % der Gesamtkosten, jedoch nicht mehr als 50 000 EUR.
5.6.3 Vorhaben mit einem Zuwendungsbedarf von weniger
als 10 000 EUR werden nicht gefördert.
5.6.4 Die Darlehen werden für die Dauer von 15 Jahren zins-
los gewährt. Danach gilt Nummer 5.1.7 Sätze 2 und 3 entspre-
chend.

6. Anweisungen zum Verfahren
Bewilligungsstelle gemäß § 18 NWoFG ist die Investitions-

und Förderbank Niedersachsen (NBank), Günther-Wagner-
Allee 12—16, 30177 Hannover. 

7. Schlussbestimmungen
7.1 Dieser RdErl. tritt mit Wirkung vom 1. 7. 2019 in Kraft
und mit Ablauf des 31. 12. 2023 außer Kraft. 
7.2 Der Bezugserlass zu b tritt mit Ablauf des 30. 6. 2019 au-
ßer Kraft.

An die
Region Hannover, Landkreise, kreisfreien und großen selbständigen
Städte und selbständigen Gemeinden
Investitions- und Förderbank Niedersachsen (NBank)

— Nds. MBl. Nr. 29/2019 S. 1073

Richtlinie zur Durchführung
der sozialen Wohnraumförderung in Niedersachsen

(Wohnraumförderbestimmungen — WFB —)

RdErl. d. MU v. 2. 7. 2019 — 64-25100-3/7 —

— VORIS 23400 —

Bezug: a) RdErl. v. 2. 7. 2019 (Nds. MBl. S. 1073)
— VORIS 23400 —

b) RdErl. d. MS v. 1. 9. 2011 (Nds. MBl. S. 718), zuletzt geändert
durch RdErl. v. 28. 3. 2017 (Nds. MBl. S. 347)
— VORIS 23400 —
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Die Abkürzungen der im nachstehenden Verzeichnis zitierten
Gesetze, Verordnungen und Verwaltungsvorschriften in der
jeweils geltenden Fassung finden Anwendung:

E r s t e r  A b s c h n i t t

Allgemeine Fördergrundsätze

1. Förderzweck, Rechtsgrundlagen
1.1 Das Land fördert auf Grundlage des NWoFG den Woh-
nungsbau und andere Maßnahmen zur Unterstützung von
Haushalten bei der Versorgung mit angemessenem Wohnraum.
Dazu werden auf Antrag Zuwendungen aus dem zur Finan-
zierung der sozialen Wohnraumförderung errichteten Sonder-
vermögen „Wohnraumförderfonds Niedersachsen“ gewährt.
Diese Richtlinie enthält Bestimmungen zur Durchführung des
NWoFG und der sozialen Wohnraumförderung in Niedersach-
sen.
1.2 Die Gewährung von Zuwendungen erfolgt entsprechend
den Regelungen
— des NWoFG vom 29. 10. 2009 (Nds. GVBl. S. 403), zuletzt

geändert durch Artikel 5 des Gesetzes vom 19. 6. 2019
(Nds. GVBl. S. 110),

— der Richtlinie über die Gewährung von Zuwendungen
zur sozialen Wohnraumförderung (Wohnraumförderpro-
gramm 2019) — Bezugserlass zu a — und

— des Beschlusses der Kommission vom 20. 12. 2011 über die
Anwendung von Artikel 106 Absatz 2 des Vertrags über
die Arbeitsweise der Europäischen Union auf staatliche
Beihilfen in Form von Ausgleichsleistungen zugunsten be-
stimmter Unternehmen, die mit der Erbringung von Dienst-
leistungen von allgemeinem wirtschaftlichem Interesse
betraut sind (ABl. EU 2012 Nr. L 7 S. 3) — im Folgenden:
DAWI-Freistellungsbeschluss —

in der jeweils geltenden Fassung.
1.3 Die VV zu § 44 LHO finden Anwendung, soweit in dieser
Richtlinie auf diese Verwaltungsvorschriften verwiesen wird.

2. Begriffsbestimmungen
Für diese Richtlinie gelten folgende Begriffsbestimmungen:

2.1 Ältere Menschen:
Ältere Menschen bezeichnet Personen, die das 60. Lebens-
jahr vollendet haben.

2.2 Änderung und Erweiterung von Gebäuden:
Änderung und Erweiterung von Gebäuden bezeichnet
bauliche Maßnahmen, mit denen unter wesentlichem

Bauaufwand — mindestens jedoch ein Drittel vergleich-
barer Neubaukosten — dauerhafter Wohnraum geschaf-
fen wird. Dazu gehören insbesondere der Ausbau eines
Dachgeschosses, das Aufstocken eines Gebäudes, der
Anbau an ein Gebäude sowie die Nutzungsänderung
von Räumen, die bisher nicht Wohnzwecken dienten.

2.3 Bewilligungsstelle:
Bewilligungsstelle ist die Investitions- und Förderbank
Niedersachsen (NBank).

2.4 Bezugsfertigkeit:
Wohnraum gilt als bezugsfertig, wenn er so weit fertig
gestellt ist, dass den künftigen Bewohnerinnen und Be-
wohnern zugemutet werden kann, ihn zu beziehen.

2.5 Eigenheim:
Ein Eigenheim ist ein im Eigentum einer natürlichen
Person stehendes Grundstück mit einem Wohngebäude,
das nicht mehr als zwei Wohnungen enthält, von denen
eine Wohnung zum Bewohnen durch die Eigentümerin
oder den Eigentümer und ihre oder seine Angehörigen
bestimmt ist.

2.6 Eigentumswohnung:
Eine Eigentumswohnung ist eine Wohnung, an der Woh-
nungseigentum nach den Vorschriften des Wohnungsei-
gentumsgesetzes begründet ist. Eine Eigentumswohnung,
die zum Bewohnen durch die Wohnungseigentümerin
oder den Wohnungseigentümer und ihre oder seine Ange-
hörigen bestimmt ist, ist selbstgenutztes Wohneigentum
i. S. dieser Richtlinie.

2.7 Energetische Modernisierung:
Energetische Modernisierung sind Investitionen für Maß-
nahmen zum Zwecke der CO2–Minderung und Energie-
einsparung sowie zur Nutzung erneuerbarer Energien.
Dazu gehören insbesondere
— die nachträgliche Wärmedämmung der Gebäude-

wände, des Daches, der Kellerdecke oder von erdbe-
rührten Außenflächen beheizter Räume,

— die Fenster- und Außentürerneuerung,
— die Erneuerung von Heizungstechnik auf Basis fossi-

ler Brennstoffe oder
— Maßnahmen zur Nutzung erneuerbarer Energieträger.

2.8 Haushalte mit geringen Einkommen:
Der Begriff bezeichnet Haushalte, deren Gesamtjahres-
einkommen die in § 3 Abs. 2 NWoFG bestimmten Ein-
kommensgrenzen nicht überschreiten.

2.9 Haushalte mit mittleren Einkommen:
Der Begriff bezeichnet Haushalte, deren Gesamtjahres-
einkommen die in § 5 Abs. 2 DVO–NWoFG geregelten
Einkommensgrenzen nicht überschreiten.

2.10 Mehrfamilienhaus:
Ein Mehrfamilienhaus ist ein Gebäude für die Unterbrin-
gung von mehreren Wohngemeinschaften oder Mietpar-
teien, welches mindestens drei Wohneinheiten besitzt.

2.11 Menschen mit Behinderungen:
Menschen mit Behinderungen sind solche gemäß § 2
Abs. 1 SGB IX. Als Menschen mit Behinderungen gelten
unbeschadet der gesetzlichen Definition Personen mit
einem Grad der Behinderung von mindestens 50 sowie
hilfe- und pflegebedürftige Personen mit Pflegegrad 2 oder
höher.

2.12 Modellhafte Wohnprojekte:
Modellhafte Wohnprojekte sind solche Vorhaben, die
Wohnkonzeptionen weiterentwickeln und die geeignet
sind, die Qualitätsentwicklung in einem spezifischen
Praxis- oder Problemfeld voranzutreiben und innovative
Anstöße zur Weiterentwicklung der sozialen Wohnraum-
förderung zu geben.

2.13 Modernisierung:
Modernisierung bezeichnet bauliche Maßnahmen, die
eine nachhaltige Erhöhung des Gebrauchswerts des Wohn-

AllGO Verordnung über die Gebühren und Auslagen 
für Amtshandlungen und Leistungen

ANBest-P Allgemeine Nebenbestimmungen
für Zuwendungen zur Projektförderung
(Anlage 2 zu VV Nr. 5.1 zu § 44 LHO)

AufenthG Aufenthaltsgesetz
BauGB Baugesetzbuch
BGB Bürgerliches Gesetzbuch
EnEV Energieeinsparverordnung
LHO Niedersächsische Landeshaushaltsordnung
NuWG Niedersächsisches Gesetz

über unterstützende Wohnformen
NWoFG Niedersächsisches Wohnraumfördergesetz
SGB IX Neuntes Buch des Sozialgesetzbuchs —

Rehabilitation und Teilhabe behinderter 
Menschen

SGB XI Elftes Buch des Sozialgesetzbuchs — 
Soziale Pflegeversicherung

SGB XII Zwölftes Buch des Sozialgesetzbuchs — 
Sozialhilfe

VV Verwaltungsvorschriften
WoFlV Wohnflächenverordnung
WoGV Wohngeldverordnung
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raums oder des Wohngebäudes, eine dauerhafte Verbes-
serung der allgemeinen Wohnverhältnisse, eine nachhal-
tige Einsparung von Energie oder Wasser bewirken oder
den Austausch von Bleileitungen in der Trinkwasserin-
stallation beinhalten. Der Modernisierung stehen Maß-
nahmen gleich, bei denen unter wesentlichem Bauauf-
wand Wohnraum an geänderte Wohnbedürfnisse ange-
passt wird, insbesondere solche, die ein barrierefreies
Wohnen ermöglichen, wenn sie in Anlehnung an die
Vorgaben der als technische Baubestimmung eingeführ-
ten DIN 18040-2:2011-09, Barrierefreies Bauen — Pla-
nungsgrundlagen — Teil 2: Wohnungen (im Folgenden:
DIN 18040-2) durchgeführt werden. Instandsetzungen,
die durch Maßnahmen der Modernisierung verursacht
werden, fallen unter die Modernisierung.

2.14 Neubau:
Neubau bezeichnet bauliche Maßnahmen, durch die
dauerhafter Wohnraum in einem neuen selbständigen
Gebäude geschaffen wird.

2.15 Wohnraum:
Wohnraum ist umbauter Raum, der tatsächlich und recht-
lich zur dauernden Wohnnutzung geeignet und von der
oder dem Verfügungsberechtigten dazu bestimmt ist.

2.16 Wohnraumförderstelle, zuständige Stelle:
Die Begriffe Wohnraumförderstelle und zuständige Stelle
bezeichnen die nach § 18 Abs. 1 Satz 1 NWoFG zustän-
dige Stelle.

3. Fördergrundsätze
3.1 Die soziale Wohnraumförderung ist der Nachhaltigkeit
einer Wohnraumversorgung verpflichtet, die die wirtschaftli-
chen und sozialen Erfordernisse mit der Erhaltung der Um-
welt in Einklang bringt. Bei der Förderung sind insbesondere
zu berücksichtigen
3.1.1 die regionalen und örtlichen wohnungswirtschaftlichen

und städtebaulichen Verhältnisse einschließlich der
demografischen Entwicklung,

3.1.2 die besonderen Anforderungen des zu versorgenden
Personenkreises, insbesondere die Anforderungen des
Wohnens von Familien sowie von Personen, die infolge
von Alter, Behinderung oder Krankheit in ihrer Mobili-
tät eingeschränkt sind,

3.1.3 eine gute Anbindung der Förderobjekte an Infrastruk-
tureinrichtungen wie den öffentlichen Personennah-
verkehr,

3.1.4 die Schaffung und Erhaltung sozial stabiler Bewohner-
strukturen sowie ausgewogener Siedlungsstrukturen,

3.1.5 der sparsame Umgang mit Grund und Boden und die
Anforderungen Kosten sparenden und Ressourcen scho-
nenden Bauens,

3.1.6 Maßnahmen, die im Zusammenhang mit städtebau-
lichen Erneuerungs- oder Entwicklungszielen stehen,

3.1.7 der Beitrag des genossenschaftlichen Wohnens zur Er-
reichung der Ziele der Wohnraumförderung,

3.1.8 besondere Ansätze zur Weiterentwicklung nachhaltiger
Wohnraumversorgung.

3.2 Die Zuwendungsempfängerinnen und Zuwendungs-
empfänger haben sämtliche Möglichkeiten zur Kostensenkung
auszuschöpfen. Bei der Förderung sind die das Haushaltsrecht
beherrschenden Grundsätze von Wirtschaftlichkeit, Sparsam-
keit und Notwendigkeit in besonderem Maße zu beachten.

4. Zusammenarbeit der zuständigen Stellen
Um die Ziele des NWoFG und das jeweilige Förderziel zu

erreichen, arbeiten die zuständigen Stellen und die Bewilli-
gungsstelle zusammen. Sie unterrichten einander über Ange-
legenheiten von grundsätzlicher Bedeutung und tauschen In-
formationen aus, die zur Wahrnehmung ihrer Aufgaben je-
weils notwendig sind. Sie gewährleisten durch die Zusam-
menarbeit eine zügige und sachgerechte Entscheidung über
die Anträge.

Die Vorschriften zum Schutz personenbezogener Daten
bleiben unberührt.

5. Kontingentierung der Fördermittel, Fördervorrang
5.1 Eine Kontingentierung der im Sondervermögen „Wohn-
raumförderfonds Niedersachsen“ zur Verfügung stehenden
Fördermittel für die einzelnen Fördergegenstände nach dem
Bezugserlass zu a erfolgt grundsätzlich nicht. Die Fördermittel
stehen nach dem Gesamtdeckungsprinzip für alle Förderge-
genstände gleichermaßen zur Verfügung, soweit nicht nach
den Maßgaben des Haushaltsrechts eine getrennte Bewirtschaf-
tung vorgeschrieben ist. Soweit es zur Wahrung einer gleich-
mäßigen Inanspruchnahme oder zur sachgerechten Steuerung
der Fördermittel erforderlich ist, kann die Bewilligungsstelle im
Einvernehmen mit dem Fachministerium Kontingente bilden.
5.2 Übersteigen die beantragten Zuwendungen die im Son-
dervermögen „Wohnraumförderfonds Niedersachsen“ zur Ver-
fügung stehenden Fördermittel, so ist Bauvorhaben mit be-
sonderer städtebaulicher Bedeutung, etwa in Sanierungsge-
bieten nach § 142 BauGB, Entwicklungsbereichen nach § 165
BauGB, Erhaltungsgebieten nach § 172 BauGB, Stadtumbau-
gebieten nach § 171 b BauGB, Gebieten mit einer Maßnahme
der Sozialen Stadt nach § 171 e BauGB, Untersuchungsgebie-
ten nach § 141 BauGB oder in Fördergebieten der Städtebau-
förderung, grundsätzlich der Vorrang einzuräumen. Im Wei-
teren sind unter anderem der örtliche Bedarf, die Schaffung
von barrierefreiem Wohnraum, das Wohnen von Familien mit
Kindern, die Lage und die Qualität des Vorhabens Kriterien
für die vorrangige Bewilligung von Zuwendungen.
5.3 Unter sonst gleichen Voraussetzungen in städtebauli-
cher, wohnungspolitischer, sozialer und wirtschaftlicher Hin-
sicht sollen innerhalb der einzelnen Förderungsränge solche
Bauvorhaben gleichwertiger Güte und Ausstattung bevorzugt
gefördert werden, bei denen aufgrund vergleichsweise niedri-
gerer Gesamtkosten geringere Fördermittel benötigt werden.

6. Allgemeine Bewilligungsvoraussetzungen
Die Bewilligung einer Zuwendung setzt voraus, dass

6.1 bei der Zuwendungsempfängerin oder dem Zuwendungs-
empfänger eine ordnungsgemäße Geschäftsführung gesi-
chert erscheint und sie oder er in der Lage ist, die zweck-
entsprechende Verwendung der Fördermittel bestimmungs-
gemäß nachzuweisen,

6.2 die Zuwendungsempfängerin oder der Zuwendungsemp-
fänger die Gewähr für eine ordnungsgemäße und wirt-
schaftliche Durchführung des Bauvorhabens sowie für
eine ordnungsgemäße Verwaltung, Verwendung und Un-
terhaltung des geförderten Wohnraums bietet,

6.3 die Zuwendungsempfängerin oder der Zuwendungsemp-
fänger die erforderliche Leistungsfähigkeit und Zuverläs-
sigkeit besitzt,

6.4 eine gesicherte Gesamtfinanzierung des zu fördernden
Objekts vorliegt,

6.5 die Zuwendungsempfängerin oder der Zuwendungsemp-
fänger eine angemessene Eigenleistung erbringt.

7. Allgemeine Förderausschlüsse
Nicht gefördert wird Wohnraum, der

7.1 an einem Ort außerhalb Niedersachsens gelegen ist oder
geschaffen werden soll,

7.2 zur dauerhaften Vermietung oder Eigennutzung ungeeig-
net ist,

7.3 in seiner Bauausführung, Ausstattung oder Größe sowie
hinsichtlich der Miete oder der Belastung nicht den allge-
meinen Wohnbedürfnissen entspricht oder

7.4 als Ferienwohnung, in Ferienhäusern und in Wochen-
endhäusern errichtet ist oder werden soll.

8. Förderung begonnener Vorhaben
8.1 Bereits begonnene Vorhaben dürfen nicht gefördert wer-
den. Als Vorhabenbeginn ist grundsätzlich der Abschluss ei-
nes dem Vorhaben zuzurechnenden Lieferungs-, Leistungs-,
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Kauf- oder Werkvertrages zu werten. Nicht als Vorhabenbe-
ginn gelten jedoch der Erwerb des Baugrundstücks, die Bestel-
lung eines Erbbaurechts, die Erstellung der Planungsunter-
lagen für das Vorhaben, eine Baugrunduntersuchung ein-
schließlich des Auftrags zur Planung einer solchen Untersu-
chung, ein Herrichten des Grundstücks und ein rechtlich
nicht bindender Abschluss eines Reservierungsvertrags für
eine Kaufmaßnahme.

8.2 Die Bewilligungsstelle kann auf Antrag einen vorzeitigen
Maßnahmenbeginn auf eigenes Risiko der Antragstellerin
oder des Antragstellers zulassen. Die Zulassung eines vorzeiti-
gen Maßnahmenbeginns begründet keinen Anspruch auf Ge-
währung einer Zuwendung.

9. Einsatz anderer Finanzierungshilfen

9.1 Neben der sozialen Wohnraumförderung dürfen auch
andere Förderungen für denselben Zweck in Anspruch ge-
nommen werden. Sollen für dieselben Baumaßnahmen Zu-
wendungen von mehreren Stellen des Landes oder sowohl
vom Land als auch von anderen öffentlichen Stellen bewilligt
werden, so haben sich die beteiligten Stellen vor der Bewilli-
gung so weit wie möglich abzustimmen. Dies gilt insbeson-
dere für den Fall, dass

9.1.1 für dieselbe Kostenposition, die in verschiedenen För-
derprogrammen förderfähig ist, mehrere Förderpro-
gramme in Anspruch genommen werden sollen oder

9.1.2 es sich bei der Förderung um eine Ausgleichsleistung
für die Erbringung von Dienstleistungen von allgemei-
nem wirtschaftlichen Interesse i. S. des DAWI-Freistel-
lungsbeschlusses handelt.

9.2 Soweit anderweitige vertragliche oder gesetzliche An-
sprüche auf Finanzierungsmittel für dieselben baulichen Maß-
nahmen bestehen, sind diese Finanzierungsmittel vorrangig
einzusetzen.

10. Vorrangige Kapitalmarktmittel

10.1 Den als Zuwendung gewährten Darlehen sollen nur
Darlehen zu den für erststellige Kapitalmarktmittel im Woh-
nungsbau üblichen Bedingungen im Rang vorgehen. Die lau-
fende Darlehenstilgung muss mindestens 1 % jährlich zuzüg-
lich ersparter Zinsen betragen. Die Bewilligungsstelle kann
verlangen, dass der Zinssatz des Darlehens für einen bestimm-
ten Zeitraum festgeschrieben wird.

10.2 Soll die Tilgung ausgesetzt und mit dem Abschluss von
Lebensversicherungs- oder Bausparverträgen verbunden wer-
den, so müssen sich die Darlehensgläubigerinnen und -gläubi-
ger gegenüber der Bewilligungsstelle verpflichten, im Fall der
Zwangsvollstreckung in das Grundstück, das Erbbaurecht
oder das Wohnungseigentum oder in dessen Erträge oder im
Fall eines Notverkaufs ihr Grundpfandrecht höchstens mit
dem Betrag geltend zu machen, der sich ergeben würde, wenn
ihr Darlehen unter Berücksichtigung von drei tilgungsfreien
Jahren ab Bezugsfertigkeit mit 1 % jährlich zuzüglich erspar-
ter Zinsen getilgt worden wäre.

10.3 Sollen Darlehen durch eine Grundschuld dinglich gesi-
chert werden, so ist sicherzustellen, dass die Grundschuld
nach Rückzahlung des gesicherten Darlehens nicht erneut zur
Sicherung einer Forderung verwendet wird. Außerdem muss
sichergestellt sein, dass ein Aufrücken des als Zuwendung ge-
währten Darlehens entsprechend der Tilgung der im Rang
vorgehenden oder gleichstehenden Darlehen erfolgt. Grund-
schuldgläubigerinnen und -gläubiger sowie Schuldnerinnen
und Schuldner müssen entsprechende Erklärungen abgeben.
Die Bewilligungsstelle kann Ausnahmen zulassen.

11. Dingliche Sicherung

11.1 Die als Zuwendung gewährten Darlehen sind im Rang
unmittelbar nach den der Finanzierung des Bauvorhabens
dienenden Kapitalmarktmitteln, aber vor etwaigen als Ersatz
der Eigenleistung anerkannten Fremdmitteln dinglich zu si-
chern. Die Bewilligungsstelle kann eine bestimmte Rangfolge
verlangen sowie nach den Umständen des Einzelfalls eine an-
dere Rangfolge festlegen.

11.2 Bei Darlehen bis zu 20 000 EUR kann die Bewilligungs-
stelle auf eine dingliche Sicherung verzichten.

Z w e i t e r  A b s c h n i t t

Mietwohnraumförderung

12. Zuwendungsempfängerinnen und Zuwendungsempfänger
12.1 Zuwendungsempfängerinnen und Zuwendungsemp-
fänger können natürliche und juristische Personen des öffent-
lichen und privaten Rechts sowie Personengesellschaften sein.
Dazu gehören auch Genossenschaften und Baugemeinschaf-
ten. Baugemeinschaften sollen grundsätzlich die Rechtsfähig-
keit besitzen.
12.2 Die Zuwendung empfängt diejenige Person, die das
Bauvorhaben für eigene oder fremde Rechnung im eigenen
Namen durchführt oder durch Dritte durchführen lässt.

13. Fördervoraussetzungen
13.1 Neubau ist förderfähig, wenn folgende Bedingungen er-
füllt sind:
13.1.1 Soweit in dieser Richtlinie nichts Abweichendes be-

stimmt ist, muss aufgrund der örtlichen und regiona-
len wohnungswirtschaftlichen Verhältnisse ein nicht
nur kurzfristiger Bedarf für den geplanten Mietwohn-
raum bestehen. Der Bedarfsnachweis wird durch ein
Wohnraumversorgungskonzept der für den Bauort zu-
ständigen Wohnraumförderstelle erbracht. Das Wohn-
raumversorgungskonzept muss mindestens eine Be-
standsaufnahme und eine Bedarfsprognose für den
örtlichen Wohnungsmarkt enthalten, darunter Aussa-
gen zur Versorgung mit sozial gefördertem Wohnraum
und zum Neubaubedarf sowie Zielsetzungen, Hand-
lungsempfehlungen und Maßnahmen für die örtliche
Wohnraumversorgung.
Solange oder soweit ein Wohnraumversorgungskonzept
nicht vorliegt, kann die Bewilligungsstelle ausnahms-
weise auch ein Stadtteil- oder Stadtentwicklungskon-
zept, Warte- und Bewerberlisten oder Ergebnisse der
kommunalen Wohnungsmarktbeobachtung als Nach-
weis zulassen.

13.1.2 Die Antragstellerin oder der Antragsteller muss Eigen-
tümerin oder Eigentümer eines für das Bauvorhaben
geeigneten Baugrundstücks sein oder für einen ange-
messenen Zeitraum ein Erbbaurecht an einem solchen
Grundstück erworben haben. Diese Bedingung gilt auch
als erfüllt, wenn nachgewiesen wird, dass der Erwerb
eines solchen Baugrundstücks oder eines entspre-
chenden Erbbaurechts gesichert ist oder durch die Ge-
währung der Zuwendung gesichert werden soll. Erb-
baurechte müssen eine Restlaufzeit von mindestens
60 Jahren haben.

13.1.3 In dem neuen selbständigen Gebäude müssen mindes-
tens zwei geförderte Mietwohnungen geschaffen wer-
den; eine Förderung von zur Vermietung bestimmten
Eigentumswohnungen ist ausgeschlossen.

13.1.4 Das Gebäude muss ein bedarfsgerechtes Verhältnis
von Wohnungen vorsehen.

13.2 Das Bauvorhaben muss den städtebaulichen Zielen ent-
sprechen. Die zuständige Wohnraumförderstelle hat dies unter
Berücksichtigung der Allgemeinen Fördergrundsätze (Num-
mer 3) in Abstimmung mit der für den Bauort zuständigen Ge-
meinde schriftlich zu bestätigen.
13.3 Die nach den örtlichen wohnungswirtschaftlichen Ver-
hältnissen tatsächlich erzielbare Miete muss ausreichen, um
die Finanzierungs- und Bewirtschaftungskosten, die durch die
laufenden Aufwendungen für das geförderte Objekt ausgelöst
werden, auf Dauer zu decken.

14. Eigenleistungen
Als Eigenleistungen kommen insbesondere eigene Geldmit-

tel und der Wert des nicht durch Fremdmittel finanzierten
Baugrundstücks in Betracht. Eigenleistungen sind angemes-
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sen, wenn sie mindestens 25 % der Gesamtkosten betragen.
Die Bewilligungsstelle kann nach Maßgabe des Bezugserlasses
zu a insbesondere unter bankwirtschaftlichen Gesichtspunk-
ten eine geringere Eigenleistung zulassen, jedoch nicht weni-
ger als 15 % der Gesamtkosten.

15. Angemessene Wohnungsgrößen
15.1 Gefördert wird nur Mietwohnraum, dessen Größe ent-
sprechend seiner Zweckbestimmung angemessen ist. Folgende
Wohnflächen gelten als angemessen i. S. des § 4 Abs. 1 NWoFG:

15.1.1 für Haushalte mit einer Person bis 50 m²,
15.1.2 für Haushalte mit zwei Personen bis 60 m²,

15.1.3 für Haushalte mit drei Personen bis 75 m²,

15.1.4 für Haushalte mit vier Personen bis 85 m² und
15.1.5 für jede weitere zum Haushalt gehörende Person wei-

tere 10 m².

Bei der Berechnung der Wohnfläche ist die WoFlV anzu-
wenden.

15.2 Die angemessene Größe des Wohnraums erhöht sich
um weitere 10 m2, wenn rollstuhlgerechter Wohnraum für
Menschen mit Behinderungen geschaffen werden soll und
durch die Einhaltung der als technische Baubestimmung ein-
geführten DIN 18040-2 unter Beachtung des Kennzeichens
„R“ (Anforderungen an Wohnungen für eine barrierefreie und
uneingeschränkte Rollstuhlbenutzung) größere Flächen erfor-
derlich sind.

15.3 Die Wohnraumförderstelle kann im Einzelfall einer
Überschreitung der angemessenen Wohnraumgröße um bis zu
10 % zustimmen, wenn bauliche Erfordernisse wie beispiels-
weise der Grundstückszuschnitt, die Baugrenzen oder Baula-
sten die Einhaltung der genannten Grenzen verhindern.
15.4 Soweit nachfolgend nichts Abweichendes bestimmt ist,
soll die Wohnfläche einer Wohnung 35 m2 nicht unterschrei-
ten, 30 m2 darf sie nicht unterschreiten.

16. Besondere Wohnformen
16.1 Mietwohnraum kann unter Berücksichtigung der sozia-
len und wohnungswirtschaftlichen Umstände des Einzelfalls
auch als gemeinschaftliche Wohnform in

16.1.1 Wohngruppen oder
16.1.2 Wohngemeinschaften

gefördert werden. Dies gilt insbesondere für Wohnraum für
ältere Menschen und Menschen mit Behinderungen sowie für
Wohngemeinschaften zur gegenseitigen Unterstützung im
Alter oder bei Hilfebedürftigkeit und betreute Wohngemein-
schaften; bei diesen Wohnformen kann ein angemessen gro-
ßer Gemeinschaftsraum vorgesehen werden. Nicht gefördert
werden Heime i. S. von § 2 Abs. 2 bis 4 und 7 NuWG.

16.2 Einschließlich der gemeinschaftlich genutzten Wohn-
fläche soll die Größe des Wohnraums je Person 40 m2 nicht
überschreiten. Wenn rollstuhlgerechter Wohnraum für Men-
schen mit Behinderungen geschaffen werden soll und durch
die Einhaltung der als technische Baubestimmung eingeführ-
ten DIN 18040-2 unter Beachtung des Kennzeichens „R“ (An-
forderungen an Wohnungen für eine barrierefreie und un-
eingeschränkte Rollstuhlbenutzung) größere Flächen erforder-
lich sind, kann ein angemessener Zuschlag berücksichtigt
werden.

17. Angemessenheit der Gesamtkosten
17.1 Überschreiten die ermittelten Gesamtkosten eines Bau-
vorhabens die maßgebliche Bemessungsgrenze nach Num-
mer 5.1.4 des Bezugserlasses zu a, so nimmt die Bewilligungs-
stelle weitere Ermittlungen zu den angemessenen Kosten vor.
Die Antragstellerin oder der Antragsteller hat auf Verlangen
der Bewilligungsstelle weitere Unterlagen vorzulegen, die zur
Beurteilung der Notwendigkeit und Angemessenheit der Kos-
ten erforderlich sind und die insbesondere einen Vergleich
mit den Gesamtkosten zulassen, die für vergleichbare Objekte
in derselben Region üblicherweise entstehen. Die Antragstel-
lerin oder der Antragsteller hat ferner zu erklären und nach

Möglichkeit durch geeignete Unterlagen zu belegen, dass
sämtliches Kostensenkungspotenzial ausgeschöpft worden ist.

17.2 Soweit es zur Aufklärung notwendig erscheint, holt die
Bewilligungsstelle ergänzend eine Stellungnahme der für den
Bauort zuständigen unteren Bauaufsichtsbehörde darüber ein,
ob und welche Anforderungen an die Bauausführung des Bau-
vorhabens gestellt werden oder gestellt worden sind, die über
bundes- und landesgesetzliche Anforderungen hinausgehen
und maßgeblich auf eigenen Rechtsvorschriften, Beschlüssen
oder Entscheidungen der kommunalen Gebietskörperschaft
beruhen.

17.3 Die Bewilligungsstelle kann nach Anhörung der Antrag-
stellerin oder des Antragstellers auf deren oder dessen Kosten
sachverständige Dritte mit der Prüfung der angemessenen Ge-
samtkosten beauftragen oder zur Prüfung hinzuziehen.

17.4 Ist zur Überzeugung der Bewilligungsstelle nachgewie-
sen, dass das Bauvorhaben nur zu Gesamtkosten umgesetzt
werden kann, die die maßgebliche Bemessungsgrenze nach
Nummer 5.1.4 des Bezugserlasses zu a überschreiten, so er-
mittelt sie einen angemessenen Zuschlag für die Bemessungs-
grenze. Anforderungen an die Bauausführung mit Auswir-
kungen auf die Gesamtkosten, die über bundes- und landesge-
setzliche Anforderungen hinausgehen und maßgeblich auf ei-
genen Rechtsvorschriften, Beschlüssen oder Entscheidungen
kommunaler Gebietskörperschaften beruhen, bleiben dabei
außer Betracht. Die Bewilligungsstelle legt die Höhe des Zu-
schlages im Einvernehmen mit dem Fachministerium fest und
unterrichtet die Antragstellerin oder den Antragsteller unver-
züglich über das Ergebnis der Prüfung.

18. Darlehenskonditionen

Für das Darlehen gelten folgende Konditionen:

18.1 Das Darlehen wird nach Maßgabe des Bezugserlasses
zu a für die Dauer von 30 Jahren oder von 35 Jahren zu einem
Zinssatz von 0 % gewährt. Im Anschluss ist das Darlehen jähr-
lich mit einem Zinssatz, der bis zu 3 % über dem zum Zeit-
punkt der Zinserhöhung gültigen Basiszinssatz gemäß § 247
BGB liegt, jedoch den marktüblichen Zinssatz nicht über-
schreitet, zu verzinsen. Die Bewilligungsstelle kann den Zins-
satz für die Restlaufzeit des Darlehens fest vereinbaren.

18.2 Die Tilgung beginnt mit dem auf die vollständige Aus-
zahlung des Darlehens folgenden Monatsersten, spätestens je-
doch zwei Jahre nach dem Monat, der auf die Bekanntgabe
der Förderentscheidung folgt. Das Darlehen ist in der Weise
zu tilgen, dass es nach einer Laufzeit von längstens 42 Jahren
ab Bezugsfertigkeit zurückgezahlt ist. Das Darlehen soll, so-
lange es zu einem Zinssatz von 0 % gewährt wird, mit mindes-
tens 1,5 % jährlich und danach mit mindestens 2,5 % jährlich
getilgt werden. Die Bewilligungsstelle kann in begründeten
Einzelfällen eine andere Tilgung festlegen.

18.3 Die Bewilligungsstelle darf den Beginn der Tilgung um
bis zu drei Jahre hinausschieben, wenn andernfalls in Bezug
auf das geförderte Objekt vorübergehend ein Fehlbetrag zwi-
schen Einnahmen und Ausgaben entstehen würde. 

19. Tilgungsnachlass

19.1 Der Tilgungsnachlass ist ein Teilschulderlass. Er kann
nur zusammen mit dem Darlehen in Anspruch genommen
werden; eine Zuwendung allein in Form des Tilgungsnach-
lasses ist ausgeschlossen. Der Betrag wird nach Ablauf des
20. Jahres nach

19.1.1 Bezugsfertigkeit des geförderten Wohnraums (Neubau-
vorhaben) oder

19.1.2 dem Abschluss der baulichen Maßnahmen (übrige Vor-
haben)

von dem Darlehensursprungsbetrag abgezogen.

19.2 Der Tilgungsnachlass darf nur gewährt, wenn

19.2.1 fällige Zahlungen vertragsgemäß erbracht worden sind,

19.2.2 nicht vorsätzlich oder grob fahrlässig gegen die Be-
stimmungen der Förderentscheidung einschließlich
des Darlehensvertrages verstoßen worden ist,
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19.2.3 das Darlehen nicht ganz oder teilweise vorzeitig zu-
rückgezahlt worden ist und

19.2.4 keine Gründe vorliegen, die die Bewilligungsstelle zur
Rücknahme, zum Widerruf oder zur Kündigung der
Förderentscheidung berechtigen würden.

19.3 Eine Auszahlung von Tilgungsnachlässen ist nicht
möglich.

20. Belegungsbindungen
20.1 Durch die Förderentscheidung werden Belegungsbin-
dungen nach § 7 NWoFG begründet. Die Belegungsbindung
beginnt bei Neubauvorhaben mit der Bezugsfertigkeit des ge-
förderten Wohnraums und bei den übrigen Vorhaben nach
Abschluss der baulichen Maßnahmen. Sofern nachfolgend
nichts Abweichendes geregelt ist, endet die Belegungsbindung
im Fall der Förderung von Wohnraum für Haushalte
20.1.1 mit geringen Einkommen nach Ablauf von 35 Jahren

und
20.1.2 mit mittleren Einkommen nach Ablauf von 30 Jahren.
20.2 An dem geförderten Wohnraum können auch Bele-
gungsbindungen bestimmter Art begründet werden für
20.2.1 ältere Menschen und
20.2.2 Menschen mit Behinderungen.
Der Wohnraum darf für die Dauer der Belegungsbindung nur
Personen zum Gebrach überlassen werden, die zu dem jewei-
ligen Personenkreis gehören. Wohnraum mit Belegungsbin-
dungen bestimmter Art ist auch dann förderfähig, wenn kein
Bedarfsnachweis nach Nummer 13.1.1 für den Wohnraum
vorliegt.

21. Mietbindung
21.1 Durch die Förderentscheidung wird eine Mietbindung
nach § 9 NWoFG begründet. Die Mietbindung beginnt bei
Neubauvorhaben mit der Bezugsfertigkeit des geförderten
Wohnraums und bei den übrigen Vorhaben nach Abschluss
der baulichen Maßnahmen. Sofern nachfolgend nichts Ab-
weichendes geregelt ist, endet die Mietbindung im Fall der
Förderung von Wohnraum für Haushalte
21.1.1 mit geringen Einkommen nach Ablauf von 35 Jahren

und
21.1.2 mit mittleren Einkommen nach Ablauf von 30 Jahren.
21.2 Mit Beginn der Mietbindung darf der geförderte Wohn-
raum für die Dauer von drei Jahren nur gegen eine Miete (Net-
tokaltmiete) zum Gebrauch überlassen werden, die die nach-
stehenden Beträge je Quadratmeter Wohnfläche und Monat
nicht überschreitet:

Die Einteilung der Städte und Gemeinden in die Mietenstu-
fen I bis VI richtet sich nach den Bestimmungen der Anlage
zu § 1 Abs. 3 WoGV in der jeweils geltenden Fassung.
21.3 Mieterhöhungen sind in den ersten drei Jahren der
Mietbindung nicht zulässig. Ab Beginn des vierten Jahres bis
zum Ende der Mietbindung sind Mieterhöhungen im Rahmen
der Verfahrensregeln der §§ 558 bis 559 b BGB zulässig. Bei
Erhöhungen darf sich die Miete innerhalb von 15 Monaten,
von Erhöhungen der Betriebskosten nach § 560 BGB abgese-
hen, nicht um mehr als 2,5 % erhöhen. Im Fall der Wiederver-
mietung darf eine höhere als die zuvor vereinbarte Miete nur
verlangt werden, wenn die Miete in dem Zeitpunkt, zu dem
der Mietvertrag beginnen und die höhere Miete verlangt wer-
den soll, seit zwölf Monaten unverändert ist; in diesen Fällen
darf die Miete zu Beginn des Mietverhältnisses die zuvor ver-
einbarte Miete höchstens um 2,5 % übersteigen.

21.4 Abweichende Vereinbarungen i. S. von § 557 BGB, ins-
besondere die Vereinbarung einer Staffelmiete (§ 557 a Abs. 1
BGB) sowie die Vereinbarung einer Indexmiete (§ 557 b Abs. 1
BGB), sind nicht zulässig.

22. Übertragung von Belegungs- und Mietbindungen
22.1 Im Fall der Förderung von Wohnraum für Haushalte mit
geringen Einkommen können die Belegungs- und Mietbin-
dungen des geförderten Wohnraums auf gesonderten Antrag
der Zuwendungsempfängerin oder des Zuwendungsempfän-
gers unter den Voraussetzungen des § 11 Abs. 3 NWoFG gleich-
zeitig mit der Förderentscheidung auf anderen Wohnraum
übertragen werden (mittelbare Belegung). Eine Übertragung
der Bindungen ist nur zulässig, wenn dies der Schaffung oder
Erhaltung sozial stabiler Bewohnerstrukturen dient oder aus
anderen örtlichen wohnungswirtschaftlichen Gründen gebo-
ten ist. Der Umfang der Übertragung von Bindungen darf je-
doch 50 % der Anzahl der geförderten Wohnungen nicht
überschreiten.
22.2 Die mittelbare Belegung ist nicht allein deshalb zuläs-
sig, weil der geförderte Wohnraum für Haushalte bestimmt
ist, die Anspruch auf einen Wohnberechtigungsschein haben
und daraus die Vermutung abgeleitet wird, es könnten sozial
instabile Bewohnerstrukturen entstehen. Ebenfalls nicht aus-
reichend ist die bloße Anhäufung von sozial gefördertem Wohn-
raum an einem Ort. Indizien können vielmehr ein erhöhter
Handlungsbedarf im sozialen Bereich, spezifische Problem-
lagen bestimmter Bewohnergruppen, überforderte Nachbar-
schaften, Armut, Arbeitslosigkeit und ein erhöhter interkultu-
reller Integrationsbedarf aufgrund hoher ethnischer Durch-
mischung sein.
22.3 Die Zuwendungsempfängerin oder der Zuwendungs-
empfänger muss Bindungen von insgesamt gleichem Wert an
anderem Wohnraum (Ersatzwohnungen) einräumen. Die Er-
satzwohnungen sollen in der Gemeinde des geförderten Wohn-
raums gelegen sein und müssen im Bezirk der Wohnraum-
förderstelle liegen. Das Förderziel und der Förderzweck dür-
fen durch die mittelbare Belegung nicht beeinträchtigt wer-
den.
22.4 Ein insgesamt gleicher Wert an anderem Wohnraum ist
insbesondere anhand der Wohnfläche, der Anzahl der Woh-
nungen und dem Wohnwert (Alter, Größe, Beschaffenheit,
Ausstattung, Lage) zu bemessen. Sofern der Wohnwert der Er-
satzwohnungen den Wohnwert der geförderten Wohnungen
erkennbar unterschreitet, ist ein entsprechender Ausgleich
nach folgender Maßgabe anzustreben:
Von der Zuwendungsempfängerin oder dem Zuwendungs-
empfänger sollen entweder
22.4.1 Ersatzwohnungen mit einer Wohnfläche, die im Um-

fang dem Eineinhalbfachen der Wohnfläche der geför-
derten Wohnungen entspricht oder

22.4.2 doppelt so viele Ersatzwohnungen, wie es der Anzahl
der geförderten Wohnungen entspricht, deren Bele-
gungs- und Mietbindungen übertragen werden sollen,

zur Verfügung gestellt werden.
22.5 Die Wohnraumförderstelle prüft durch Inaugenschein-
nahme, ob die Ersatzwohnungen tatsächlich zur dauernden
Wohnnutzung geeignet sind, insbesondere ob diese nach ihrer
Bauausführung, Ausstattung und Größe den allgemeinen Wohn-
bedürfnissen entsprechen. Der Wohnraum muss über folgende
Mindestausstattung verfügen, die funktionsfähig und nutzbar
sein muss:
22.5.1 ausreichende natürliche Belichtung und Belüftung,
22.5.2 Schutz gegen Witterungseinflüsse und Feuchtigkeit,
22.5.3 Anschluss von Energie-, Wasserversorgung und Ent-

wässerung,
22.5.4 Heizungsanlage,
22.5.5 Anschluss für eine Kochküche oder Kochnische und
22.5.6 Bad mit Badewanne oder Dusche und eine Toilette.

Um Fehlförderungen auszuschließen, ist zu gewährleisten,
dass die Ersatzwohnungen im Wesentlichen dieselben bau-
fachlichen Anforderungen erfüllen, die der geförderte Wohn-

Bei der Förderung von Wohnraum
für Haushalte mit

in Städten und
Gemeinden
der Mietenstufe

geringen
Einkommen:

mittleren
Einkommen:

I: 5,60 EUR 7,00 EUR.

II und III: 5,80 EUR 7,20 EUR.

IV bis VI: 6,10 EUR 7,50 EUR.
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raum aufgrund einer besonderen Zweckbestimmung oder
aufgrund von Belegungsbindungen bestimmter Art erfüllen
muss.
22.6 Die Bindungen gehen zum Zeitpunkt der Bezugsfertig-
keit der geförderten Wohnungen oder dem Abschluss der bau-
lichen Maßnahmen auf die Ersatzwohnungen über. Diese
müssen zum Zeitpunkt des Übergangs bezugsfertig und frei
zur Vermietung sein; sie müssen tatsächlich zur Überlassung
an wohnberechtigte Haushalte zur Verfügung stehen.
22.7 Können bezugsfertige und freie Ersatzwohnungen zum
Zeitpunkt des Übergangs der Belegungs- und Mietbindungen
nicht im erforderlichen Umfang zur Verfügung gestellt wer-
den, dürfen Bindungen bereits ab der Bekanntgabe der Förder-
entscheidung schrittweise auf bezugsfertige und freie Ersatz-
wohnungen übertragen werden. Spätestens ein Jahr nach der
Bezugsfertigkeit der geförderten Wohnungen oder dem Ab-
schluss der baulichen Maßnahmen müssen Bindungen von
insgesamt gleichem Wert an Ersatzwohnungen begründet sein
und zur Überlassung an wohnberechtigte Haushalte zur Ver-
fügung stehen. Abweichend von den Nummern 20.1 und 21.1
beginnt die Belegungs- und die Mietbindung in diesen Fällen
erst dann, wenn Ersatzwohnungen im erforderlichen Umfang
zur Überlassung an wohnberechtigte Haushalte zur Verfügung
gestellt worden sind.
22.8 Stehen Ersatzwohnungen nicht oder nicht rechtzeitig
zur Verfügung, so hat die Zuwendungsempfängerin oder der
Zuwendungsempfänger einen Geldausgleich oder einen sons-
tigen angemessenen Ausgleich zu leisten. Das Nähere ist in
der Förderentscheidung zu regeln. 
22.9 Zur Übertragung von Bindungen ist ein öffentlich-
rechtlicher Vertrag zwischen der oder dem Verfügungsberech-
tigten, der Wohnraumförderstelle und der Bewilligungsstelle
zu schließen. Gegenstand der vertraglichen Übertragungsver-
einbarung sollen unter Berücksichtigung der Voraussetzun-
gen des § 11 Abs. 3 NWoFG Anzahl, Dauer, Art und Höhe der
Belegungs- und Mietbindungen sowie Größe und Ausstattung
des Ersatzwohnraums sein. Außerdem können in den öffent-
lich-rechtlichen Vertrag zur Klarstellung zusätzliche Regelun-
gen zur Kündigung der Vereinbarung, zur Rückübertragung
der Bindungen und Verweise auf die inhaltlichen Regelungen
der Förderentscheidung aufgenommen werden.

23. Vorzeitige Tilgung des Darlehens
23.1 Zahlt die Zuwendungsempfängerin oder der Zuwen-
dungsempfänger ohne rechtliche Verpflichtung vor Ablauf der
Darlehenslaufzeit den bis zu diesem Zeitpunkt noch ausste-
henden Darlehensbetrag in voller Höhe zurück, so enden die
Belegungs- und Mietbindungen
23.1.1 nach Ablauf des zehnten auf die Rückzahlung folgen-

den Kalenderjahres,
23.1.2 jedoch spätestens mit Ablauf des in der Förderent-

scheidung bestimmten Zeitraumes.
23.2 Die Zuwendungsempfängerin oder der Zuwendungs-
empfänger ist jedoch berechtigt, das Förderdarlehen im Fall
der Förderung von Wohnraum für Haushalte
23.2.1 mit geringen Einkommen nach Ablauf von 30 Jahren

und
23.2.2 mit mittleren Einkommen nach Ablauf von 20 Jahren
nach ihrer oder seiner Ankündigung gegenüber der Bewilli-
gungsstelle vorzeitig zurückzuzahlen. Der Restdarlehensbe-
trag ist in voller Höhe zur sofortigen Zahlung fällig. Die An-
kündigung muss mindestens drei Monate vor der geplanten
Rückzahlung erfolgen. Wird der Restdarlehensbetrag in voller
Höhe zurückgezahlt, so enden die Belegungs- und Mietbin-
dungen ohne Nachwirkungsfristen mit Ablauf des Kalender-
jahres, in dem die Rückzahlung geleistet worden ist.
23.3 Die Bewilligungsstelle unterrichtet die zuständige Wohn-
raumförderstelle unverzüglich über jede Änderung der maß-
geblichen Umstände, die Auswirkungen auf die Dauer der
Belegungs- und Mietbindungen haben. Die Wohnraumförder-
stelle teilt der Zuwendungsempfängerin oder dem Zuwen-
dungsempfänger das Ende der Belegungs- und Mietbindungen
mit, soweit diesbezüglich Änderungen eingetreten sind.

24. Dauer der Bindungen in Sonderfällen
24.1 Im Fall der Rückforderung der gewährten Zuwendung
wegen Verstoßes gegen die Bestimmungen der Förderent-
scheidung enden die Belegungs- und Mietbindungen zu dem
in der Förderentscheidung bestimmten Zeitpunkt, spätestens
jedoch nach Ablauf des zehnten auf die Rückzahlung folgen-
den Kalenderjahres.
24.2 Nummer 23.3 gilt entsprechend.

25. Mietvertragsbedingungen
25.1 Mietverträge zur Überlassung des geförderten Wohn-
raums sind unbefristet abzuschließen, soweit diese Richtlinie
nichts Abweichendes bestimmt.
25.2 Die Wohnung ist der Mieterin oder dem Mieter in be-
zugsfertigem Zustand zu übergeben. Regelungen, nach denen
Aufwendungen für die bezugsfertige Herstellung der Woh-
nung und Kosten für die laufende Instandhaltung von der
Mieterin oder dem Mieter zu tragen sind, sind unzulässig.
25.3 Sofern nachfolgend nichts Abweichendes geregelt ist,
ist die Erhebung von Zuschlägen für die Mitvermietung von
Einrichtungs- oder Ausstattungsgegenständen sowie von Kel-
ler- und Zubehörräumen unzulässig; dies gilt nicht für die
Vermietung von Garagen und Kfz- Einstellplätzen. Die Ver-
mietung einer geförderten Wohnung darf jedoch nicht an die
Anmietung einer Garage, eines Kfz-Einstellplatzes oder eines
Carports geknüpft werden.
25.4 Das Erheben von Entgelten für zwingende zusätzliche
Leistungen der oder des Verfügungsberechtigten, wie etwa für
laufende Leistungen zur persönlichen Betreuung und Versor-
gung, sind nur mit Zustimmung der Bewilligungsstelle zuläs-
sig.
25.5 Bei der Vermietung von Wohnungen an Betreuungs-
oder Hauspersonal im Bereich der Wohnungen für ältere
Menschen und Menschen mit Behinderung können Mietver-
hältnisse entsprechend den §§ 576 ff. BGB (Werkmietwoh-
nungen) vereinbart werden.
25.6 Auf die Bestimmungen des Gesetzes zur Regelung der
Wohnungsvermittlung, insbesondere auf § 2 Abs. 3, wird hin-
gewiesen.

26. Förderung modellhafter Wohnprojekte
26.1 Eine Förderung modellhafter Wohnprojekte setzt die
positive Prognose voraus, dass die Ergebnisse von Dritten auf-
gegriffen und in der Praxis umgesetzt werden, wenn die Wohn-
projekte erfolgreich verlaufen. Sie müssen geeignet sein, zu-
mindest auf örtlicher Ebene, als Anregung für die Durchfüh-
rung ähnlicher Vorhaben zu dienen. Gefördert werden insbe-
sondere Modellprojekte, die zum Ziel haben, neue Konzepte
hinsichtlich
26.1.1 kostengünstigen, seriellen und modularen Bauens,
26.1.2 flexibler Grundrisse,
26.1.3 Reduktion von Nebenkosten des Wohnens,
26.1.4 Anreize zur Reduzierung des Wohnflächenkonsums,
26.1.5 Aufstockungen oder Ausbau von Dachgeschossen so-

wie Umbau und
26.1.6 gemeinschaftlicher Wohnformen
zu erproben.
26.2 Die Wohnraumförderstelle hat eine angemessene Be-
gleitung und Dokumentation des Modellprojekts sicherzustel-
len. Die an der Projektdurchführung Beteiligten sind der
Wohnraumförderstelle gegenüber auskunftspflichtig. Die Zu-
wendungsempfängerin oder der Zuwendungsempfänger ver-
pflichtet sich, ihr auf Verlangen alle projektbezogenen Infor-
mationen bereitzustellen. Die Bewilligung erfolgt daher unter
der Maßgabe, dass die Zuwendungsempfängerin oder der Zu-
wendungsempfänger alle für eine Auswertung des Projekts
benötigten Daten zur Verfügung stellt und an notwendigen Er-
hebungen teilnimmt. Erhebungen können sich insbesondere
auf die Entwicklung der Mieten, die Einhaltung der Bele-
gungs- und Mietbindungen, die Bewohnerstrukturen, die
Fluktuation im geförderten Objekt und die Wirtschaftlichkeit
beziehen.
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26.3 Um die geforderte Anregungsfunktion zu gewährleis-
ten, stellen die Wohnraumförderstelle und die Zuwendungs-
empfängerin oder der Zuwendungsempfänger eine angemes-
sene und geeignete Information der Öffentlichkeit sicher,
etwa durch Veröffentlichungen von Informationen über das
Modellprojekt im Internet.

27. Modernisierung von Mietwohnraum

27.1 Die baulichen Maßnahmen müssen nach öffentlich-
rechtlichen und zivilrechtlichen, insbesondere mietrechtli-
chen Vorschriften zulässig sein. Die Wohnungen müssen nach
der Modernisierung den allgemein üblichen Wohnbedürfnis-
sen entsprechen. Im Fall einer energetischen Modernisierung
ist durch die Maßnahme das energetische Niveau eines Neu-
baus auf Grundlage der EnEV zu erreichen (Kfw-Effizienz-
haus 100). 

27.2 Bestehende Mietverhältnisse in Bezug auf die geförder-
ten Wohnungen bleiben durch die Förderung unberührt. Die
Wohnungen können zum Zeitpunkt der Förderung vermietet
sein.

28. Förderung auf den Ostfriesischen Inseln

28.1 In den Gebieten der Städte Borkum und Norderney, der
Inselgemeinde Juist, des Nordseebades Wangerooge sowie der
Gemeinden Baltrum, Langeoog und Spiekeroog besteht auf-
grund der örtlichen wohnungswirtschaftlichen Verhältnisse
die widerlegbare Vermutung, dass ein nicht nur kurzfristiger
Bedarf an Mietwohnraum besteht. Ein Bedarfsnachweis nach
Nummer 13.1.1 ist grundsätzlich nicht erforderlich.

28.2 Abweichend von Nummer 21.2 ist die anfängliche
höchstzulässige Miete unter Berücksichtigung der Investiti-
onsrechnung im Einzelfall und unter Beachtung der Maßga-
ben der Nummer 5.3.7 des Bezugserlasses zu a festzulegen.
Jedoch darf mit Beginn der Mietbindung der geförderte Wohn-
raum für die Dauer von drei Jahren nur gegen eine Miete (Netto-
kaltmiete) zum Gebrauch überlassen werden, die bei Wohn-
raum für Haushalte 

28.2.1 mit geringen Einkommen 7,50 EUR und

28.2.2 mit mittleren Einkommen 9,50 EUR

je Quadratmeter Wohnfläche und Monat nicht überschreitet.
Im Übrigen bleiben die Regelungen der Nummer 21 unbe-
rührt.

29. Förderung von Wohnheimplätzen für Studierende

29.1 An den Hochschulstandorten besteht aufgrund der ört-
lichen wohnungswirtschaftlichen Verhältnisse die widerleg-
bare Vermutung, dass ein nicht nur kurzfristiger Bedarf an
Wohnheimplätzen für Studierende besteht. Ein Bedarfsnach-
weis nach Nummer 13.1.1 ist grundsätzlich nicht erforder-
lich. 

29.2 Wohnheime für Studierende sollen nur auf Grund-
stücken gefördert werden, die verkehrsgünstig zu den Hoch-
schulen liegen. Es müssen jeweils mindestens vier zusammen-
hängende Wohnheimplätze für Studierende entstehen. Ge-
fördert werden Wohnheimplätze in

29.2.1 Einzelapartments sowie

29.2.2 in Wohngruppen und Wohngemeinschaften.

Die Wohnfläche einschließlich anteiliger Gemeinschafts-
räume soll 25 m² je Wohnheimplatz nicht überschreiten. Wenn
rollstuhlgerechter Wohnraum für Menschen mit Behinderun-
gen geschaffen werden soll und durch die Einhaltung der als
technische Baubestimmung eingeführten DIN 18040-1:2010-10,
Barrierefreies Bauen — Planungsgrundlagen — Teil 1: Öffent-
lich zugängliche Gebäude (im Folgenden: DIN 18040-1) i. V. m.
DIN 18040-2 unter Beachtung des Kennzeichens „R“ (Anfor-
derungen an Wohnungen für eine barrierefreie und uneinge-
schränkte Rollstuhlbenutzung) größere Flächen erforderlich
sind, kann ein angemessener Zuschlag berücksichtigt werden.
Für Studierende mit Kindern können geeignete Apartments
mit zusätzlichen, kleinen Kinderzimmern eingeplant werden
(Eltern-Kind-Apartments).

29.3 Die Wohnheimplätze sind für die Dauer der Belegungs-
bindung Personen vorbehalten, die an einer staatlichen oder
staatlich anerkannten Hochschule am jeweiligen Hochschul-
standort immatrikuliert sind. Die Belegungsbindung endet
nach Ablauf von 30 Jahren.
29.4 Abweichend von Nummer 21.2 darf der geförderte
Wohnraum mit Beginn der Mietbindung für die Dauer von
drei Jahren nur gegen eine Miete (Nettokaltmiete) überlassen
werden, die 10,50 EUR je Quadratmeter Wohnfläche und Mo-
nat nicht überschreitet. Als Zuschlag für Möblierung sind bis
zu 1,50 EUR je Quadratmeter Wohnfläche im Monat zulässig.
Neben der Nettokaltmiete und dem Zuschlag für Möblierung
darf zusätzlich eine Abgeltung von Betriebskosten nach den
allgemeinen mietrechtlichen Vorschriften verlangt werden.
Die anfängliche Warmmiete soll im Durchschnitt 350,00 EUR
je Wohnheimplatz nicht überschreiten. Für Mieterhöhungen
finden die Regelungen in Nummer 21.3 Sätze 1 und 2 Anwen-
dung. Die Mietbindung endet nach Ablauf von 30 Jahren.
29.5 Die Dauer eines Mietverhältnisses soll die Regelstudi-
enzeit nicht übersteigen. Der Mietvertrag ist dann zu kündi-
gen, wenn eine Exmatrikulation erfolgt ist. 

30. Erwerb von Belegungs- und Mietbindungen
30.1 Gefördert wird der Erwerb von Belegungs- und Miet-
bindungen an Mietwohnungen für Haushalte mit geringen
Einkommen, die
30.1.1 zur Vermietung als Wohnraum frei sind,
30.1.2 nicht mit Wohnraumfördermitteln oder mit anderen

öffentlichen Mitteln gefördert worden sind,
30.1.3 keinen anderweitigen Belegungsbindungen unterlie-

gen,
30.1.4 in sich abgeschlossen sowie zur dauernden Wohnnut-

zung bestimmt, gut erhalten und geeignet sind und
30.1.5 mindestens über eine Zentral-/Etagenheizung, Küche

sowie ein Bad mit Badewanne oder Dusche und eine
Toilette verfügen.

30.2 Die Wohnraumförderstelle prüft die ihr zur Förderung
angebotenen Wohnungen durch Inaugenscheinnahme auf
ihre Eignung; Nummer 22.5 gilt entsprechend. Zur Vermei-
dung einer Fehlförderung prüft sie insbesondere, ob die Zu-
wendung und die Gegenleistung in einem angemessenen
Verhältnis stehen. Das Ergebnis der Prüfung ist zu vermerken.
30.3 Der geförderte Wohnraum unterliegt Belegungs- und
Mietbindungen. Die Bindungen beginnen ab erstmaliger Bele-
gung der Wohnungen mit einem wohnberechtigten Haushalt.
Im Übrigen gelten die Nummern 20 und 21 entsprechend. Die
Wohnraumförderstelle teilt der Zuwendungsempfängerin oder
dem Zuwendungsempfänger unverzüglich nach der erstmali-
gen Belegung des Wohnraums das sich ergebende Ende der
Belegungs- und Mietbindung mit und unterrichtet im Übrigen
die Bewilligungsstelle unverzüglich über die Belegung des ge-
förderten Wohnraums.
30.4 Im Fall einer Förderung zu Gunsten von Haushalten
mit besonderen Schwierigkeiten bei der Wohnraumversor-
gung ist die Zuwendungsempfängerin oder der Zuwendungs-
empfänger zu verpflichten, den gebundenen Wohnraum an
begünstigte Haushalte zu vermieten. Hierzu gehören bei-
spielsweise wohnungssuchende Frauen aus Zufluchtsstätten
für misshandelte Frauen und ihre Kinder, ordnungsrechtlich
untergebrachte Personen sowie Haftentlassene. Der Wohnraum
darf nur einer Person zum Gebrauch überlassen werden, die
einen wohnungsbezogenen Wohnberechtigungsschein vor-
legt, aus dem sich ergibt, dass die zum Haushalt rechnenden
Personen zu dem Personenkreis gehören, dem der Wohnraum
vorbehalten ist.

31. Maßnahmen zur Vermeidung einer Überkompensation
31.1 Die Mietwohnraumförderung nach dem Bezugserlass
zu a und dieser Richtlinie ist nach dem DAWI-Freistellungs-
beschluss eine Ausgleichsleistung für die Erbringung einer
Dienstleistung von allgemeinem wirtschaftlichen Interesse
und keine staatliche Beihilfe i. S. des EU-Beihilferechts. Die
soziale Wohnraumförderung gilt grundsätzlich als mit dem
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Binnenmarkt vereinbar und von der Anmeldepflicht bei der
EU-Kommission befreit. Dies gilt nach Artikel 5 Abs. 1 DAWI-
Freistellungsbeschluss jedoch nur, wenn die Höhe der Aus-
gleichsleistung unter Berücksichtigung eines angemessenen
Gewinns nicht über das hinausgeht, was zur Abdeckung der
Nettokosten der Dienstleistung erforderlich ist. Das EU-Beihil-
ferecht statuiert insoweit das Verbot einer Überkompensation.
31.2 Die Bewilligungsstelle prüft die Einhaltung des DAWI-
Freistellungsbeschlusses im Zuge der Bewilligung. Sie nimmt
dazu eine Investitionsrechnung nach dem Modell des voll-
ständigen Finanzplans vor und ermittelt, bezogen auf das im
Rahmen der Finanzierung einzusetzende Eigenkapital, die
mit dem geförderten Objekt erzielbare Eigenkapitalrendite in
% pro Jahr. Bei der Berechnung der Eigenkapitalrendite sind
auch die Kosten und Einnahmen zu berücksichtigen, die in
Zusammenhang mit der Übertragung von Belegungsbindun-
gen (Nummer 22) stehen. Die Zuwendungsempfängerin oder
der Zuwendungsempfänger hat dazu der Bewilligungsstelle
die für die Berechnung erforderlichen Angaben zu machen
und Auskünfte zu erteilen, insbesondere zur Miethöhe der Er-
satzwohnungen.
31.3 Ergibt die Berechnung eine Eigenkapitalrendite, die nicht
mehr als 100 Basispunkte über dem Swapsatz für Finanzie-
rungsmittel mit 30-jähriger Laufzeit liegt, so ist gemäß Artikel 5
Abs. 7 Satz 1 DAWI-Freistellungsbeschluss die Angemessen-
heit des Gewinns in jedem Fall gegeben und eine Überkom-
pensation ausgeschlossen. Übersteigt die berechnete Eigenka-
pitalrendite den in Satz 1 genannten Wert, so nimmt die Be-
willigungsstelle ergänzende Ermittlungen zum angemessenen
Gewinn gemäß Artikel 5 Abs. 5 DAWI-Freistellungsbeschluss
unter Berücksichtigung der typischerweise mit dem Woh-
nungsbau verbundenen Risiken vor. Übersteigt die Eigenka-
pitalrendite hiernach den angemessenen Gewinn, so ist die
Zuwendung um den Betrag anzupassen, dessen Höhe der
Überschreitung des ermittelten angemessenen Gewinns ge-
mäß Artikel 5 Abs. 5 DAWI-Freistellungsbeschluss entspricht.
Eine Anpassung kann insbesondere durch Reduzierung des
Tilgungsnachlasses, der Höhe des Förderdarlehens sowie der
höchstzulässigen Miete erfolgen.

D r i t t e r  A b s c h n i t t

Eigentumsförderung

32. Zuwendungsempfängerinnen und Zuwendungsempfänger
32.1 Zuwendungsempfängerinnen und Zuwendungsemp-
fänger sind folgende natürliche Personen:
32.1.1 beim Neubau die Person, die das Bauvorhaben für ei-

gene Rechnung durchführt oder durch Dritte durch-
führen lässt,

32.1.2 beim Erwerb die Erwerberin oder der Erwerber des
selbst genutzten Wohnraums,

32.1.3 bei der Modernisierung und der energetischen Moder-
nisierung die Eigentümerin oder Eigentümer des selbst
genutzten Wohnraums oder eine sonstige verfügungs-
berechtigte Person.

32.2 Gefördert werden ausschließlich Haushalte, zu denen
mindestens ein Kind gehört, welches das 15. Lebensjahr noch
nicht vollendet hat, oder zu denen mindestens ein Mensch
mit Behinderung gehört.

33. Fördervoraussetzungen
Die Förderung von selbst genutztem Wohneigentum setzt

voraus, dass
33.1 die Antragstellerin oder der Antragsteller sich nicht nur

vorübergehend im Bundesgebiet aufhält und rechtlich
und tatsächlich in der Lage ist, auf längere Dauer einen
Wohnsitz als Mittelpunkt der Lebensbeziehungen zu be-
gründen und dabei einen selbständigen Haushalt zu
führen,

33.2 Baukosten und Kaufpreise unter Berücksichtigung des
energetischen Standards nach den Gegebenheiten des
örtlichen Wohnungsmarkts angemessen und wirtschaft-
lich sind,

33.3 die Zuwendungsempfängerin oder der Zuwendungs-
empfänger in der Lage ist, die Belastungen, die durch
die laufenden Aufwendungen für das selbst genutzte
Wohneigentum ausgelöst werden, auf Dauer zu tragen
(Nummer 38).

34. Förderausschluss

Eine Förderung ist ausgeschlossen, wenn

34.1 die Antragstellerin oder der Antragsteller bereits in der
Vergangenheit im Rahmen der sozialen Wohnraumför-
derung eine finanzielle Unterstützung des Landes zur
Bildung von selbst genutztem Wohneigentum erhalten
hat und nicht besondere Umstände des Einzelfalls eine
erneute Förderung rechtfertigen,

34.2 die Förderung auch bei Vorliegen aller sonstigen Vor-
aussetzungen offensichtlich nicht gerechtfertigt ist, ins-
besondere wenn Wohnungssuchende und deren Haus-
haltsmitglieder aufgrund ihrer wirtschaftlichen Verhält-
nisse oder aufgrund von Zuwendungen Dritter in der
Lage sind, sich ohne die Inanspruchnahme der sozialen
Wohnraumförderung mit angemessenem Wohnraum zu
versorgen. Dies ist insbesondere der Fall, wenn dem
Haushalt nach Abzug der Belastungen aus dem selbst
genutzten Wohneigentum und der weiteren Zahlungs-
verpflichtungen ein Betrag zum Lebensunterhalt ver-
bleibt, der mehr als 100 % über den Regelbedarfsstufen
nach dem SGB XII liegt.

35. Eigenleistungen

Als Eigenleistungen kommen insbesondere eigene Geldmit-
tel, der Wert des nicht durch Fremdmittel finanzierten Bau-
grundstücks oder auch Selbsthilfe in Betracht. Eigenleistun-
gen sind angemessen, wenn sie mindestens 15 % der Gesamt-
kosten betragen. Bei der Förderung von Haushalten mit drei
oder mehr Kindern sowie mit Menschen mit Behinderungen
kann die Bewilligungsstelle eine geringere Eigenleistung zu-
lassen, jedoch nicht weniger als 12,5 % der Gesamtkosten. Für
die Selbsthilfe darf, ohne dass sie konkret und substanziiert
bestimmt wird, nicht mehr als 5 % der Gesamtkosten in An-
satz gebracht werden. Zuwendungen von Dritten können an-
gerechnet werden.

36. Angemessene Wohnungsgrößen

36.1 Gefördert wird nur selbst genutztes Wohneigentum,
dessen Größe entsprechend seiner Zweckbestimmung ange-
messen ist. Die Angemessenheit der Wohnfläche ist nach den
Umständen des Einzelfalls zu beurteilen. Die Wohnfläche ei-
ner Eigentumswohnung in einem Mehrfamilienhaus für einen
Zwei-Personen-Haushalt soll jedoch nicht mehr als 75 m² be-
tragen. Die Wohnfläche eines Eigenheims für einen Zwei-Per-
sonen-Haushalt soll nicht mehr als 90 m² betragen. Der
weiteren Familienplanung ist mit einer entsprechenden zu-
sätzlichen Wohnfläche Rechnung zu tragen. Für jede weitere
Person im Haushalt kann die Wohnfläche bis zu 15 m² mehr
betragen.

Bei der Berechnung der Wohnfläche ist die WoFlV anzu-
wenden.

36.2 Die angemessene Größe des Wohnraums erhöht sich um
weitere 15 m2, wenn dem Haushalt mindestens ein Mensch mit
Behinderung oder eine pflegebedürftige Person i. S. des § 14
SGB XI angehört und nachgewiesen ist, dass größere Bewe-
gungsflächen nach der als technische Baubestimmung einge-
führten DIN 18040-2 erforderlich sind.

36.3 Für ein beruflich erforderliches häusliches Arbeitszim-
mer kann je Haushalt die Wohnfläche bis zu 15 m² mehr be-
tragen. Ein häusliches Arbeitszimmer ist ein zur Wohnung
gehörender, aber vom übrigen Wohnbereich abgetrennter
Raum, der ausschließlich oder nahezu ausschließlich zu be-
ruflichen Zwecken genutzt wird.

36.4 Nummer 15.3 gilt entsprechend. Bei nachgewiesenen
besonderen Raumbedürfnissen kann die Wohnraumförderstelle
weitere Ausnahmen zulassen.
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37. Eigenheime, Wohnungen für Angehörige
37.1 Eigenheime sind nur förderfähig, wenn sie nicht mehr
als zwei Wohnungen enthalten. Die zweite Wohnung muss
gegenüber der Hauptwohnung von untergeordneter Bedeu-
tung sein.
37.2 In einem Eigenheim kann die zweite Wohnung geför-
dert werden, die zur Vermietung an Angehörige bestimmt ist.
Diese Wohnung darf nur Personen zum Gebrauch überlassen
werden, die mit der Antragstellerin oder dem Antragsteller
i. S. von § 5 Abs. 1 Nrn. 4 und 5 NWoFG in gerader Linie oder
im ersten Grad der Seitenlinie in Beziehung stehen. Die ange-
messene Wohnungsgröße ist nach den Regelungen der Num-
mer 15 zu bemessen. Für die Miete des geförderten Wohn-
raums gelten die Bestimmungen der Nummer 21.2 entspre-
chend. Die Angehörige oder der Angehörige muss die einkom-
mensmäßigen Voraussetzungen nach dem NWoFG erfüllen.

38. Tragbarkeit der Belastung
38.1 Die Tragbarkeit der Belastung wird vermutet, wenn
dem Haushalt monatlich folgende Mindestbeträge, nach Ab-
zug der Belastungen aus dem selbst genutzten Wohneigentum
sowie der weiteren Zahlungsverpflichtungen, zum Lebensun-
terhalt verbleiben:
38.1.1 für die Antragstellerin oder den Antragssteller 500 EUR,
38.1.2 für jede weitere zum Haushalt rechnende Person zu-

sätzlich 500 EUR,
38.1.3 jedoch für jedes Kind ein Betrag von 250 EUR.
38.2 Die Beurteilung orientiert sich an den Geldmitteln, die
dem Haushalt tatsächlich und regelmäßig zur allgemeinen Le-
bensführung zur Verfügung stehen. Dazu gehört in erster Linie
das durchschnittliche monatliche Nettoeinkommen. Wieder-
kehrende Sonderzuwendungen wie etwa Weihnachts- und
Urlaubsgeld sind ebenfalls zu berücksichtigen. Zu den verfüg-
baren Geldmitteln gehören ferner das Kindergeld und ein et-
waiges Wohngeld (Lastenzuschuss). Nicht zu den verfügbaren
Geldmitteln gehören Einnahmen, denen entsprechende Auf-
wendungen der Leistungsempfängerin oder des Leistungs-
empfängers gegenüberstehen (beispielsweise Blindengeld,
Pflegegeld, BAföG-Leistungen).
38.3 Bei zeitlich befristeten Einnahmen (beispielsweise Eltern-
geld, Einkünfte aus befristeten Arbeitsverhältnissen, Unter-
haltsleistungen) ist auch zu prüfen, ob die Belastung nach
Wegfall dieser Einnahmen tragbar ist. Künftige Änderungen
in der Belastung sind zu berücksichtigen, sofern sich diese
hinreichend konkretisiert haben und von der Antragstellerin
oder dem Antragsteller nachgewiesen werden.

39. Förderung von Neubau und Erwerb
Der Neubau und der Erwerb von selbst genutztem Eigentum

sind förderfähig, wenn folgende Bedingungen erfüllt sind:
39.1 Der Haushalt lebt in unzureichenden Wohnverhältnis-

sen (Nummer 40).
39.2 Bei Neubauvorhaben muss die Antragstellerin oder der

Antragsteller Eigentümerin oder Eigentümer eines für
das Bauvorhaben geeigneten Baugrundstücks sein oder
für einen angemessenen Zeitraum ein Erbbaurecht an
einem solchen Grundstück erworben haben. Diese Vor-
aussetzung gilt auch als erfüllt, wenn nachgewiesen wird,
dass der Erwerb eines solchen Baugrundstücks oder ei-
nes entsprechenden Erbbaurechts gesichert ist oder durch
die Gewährung der Zuwendung gesichert werden soll.
Erbbaurechte müssen eine Restlaufzeit von mindestens
60 Jahren haben.

39.3 Beim Neubau von Eigenheimen dürfen in dem neuen
selbständigen Gebäude nicht mehr als zwei Wohnungen
geschaffen werden. Eine Förderung von zur Vermietung
bestimmten Eigentumswohnungen ist ausgeschlossen.

40. Unzureichende Wohnverhältnisse
40.1 Unzureichende Wohnverhältnisse liegen vor, wenn
40.1.1 dem Haushalt weniger als 85 % der Wohnfläche zur

Verfügung stehen, die nach Nummer 15.1 für den
Haushalt als angemessen gilt,

40.1.2 der vorhandene Wohnraum aufgrund seiner Größe,
seiner Qualität oder seines Zuschnitts den konkreten
und nachgewiesenen Bedürfnissen von Menschen mit
Behinderungen nicht angemessen Rechnung trägt.

40.2 Bei der Beurteilung der Wohnverhältnisse sind auch
besondere persönliche und berufliche Bedürfnisse sowie ein
nach der Lebenserfahrung in absehbarer Zeit zu erwartender
zusätzlicher Wohnraumbedarf zu berücksichtigen. Wohnun-
gen, die zwar ausreichend groß sind, aber offenkundig erheb-
liche Mängel aufweisen, etwa im Zustand, Zuschnitt oder in
den sanitären Verhältnissen, gelten als unzureichend.

41. Modernisierung von selbst genutztem Wohneigentum
Die baulichen Maßnahmen müssen nach öffentlich-rechtli-

chen und zivilrechtlichen Vorschriften zulässig sein. Der Wohn-
raum muss nach der Modernisierung den allgemein üblichen
Wohnbedürfnissen entsprechen. Im Fall einer energetischen
Modernisierung ist durch die Maßnahme das energetische Ni-
veau eines Neubaus auf Grundlage der EnEV zu erreichen
(Kfw-Effizienzhaus 100).

42. Darlehenskonditionen
Für das Darlehen gelten folgende Konditionen:

42.1 Das Darlehen wird nach Maßgabe des Bezugserlasses zu a
für die Dauer von 15 Jahren zu einem Zinssatz von 0 %
gewährt. Im Anschluss ist das Darlehen jährlich mit ei-
nem Zinssatz, der bis zu 3 % über dem zum Zeitpunkt
der Zinserhöhung gültigen Basiszinssatz gemäß § 247
BGB liegt, jedoch den marktüblichen Zinssatz nicht
überschreitet, zu verzinsen. Die Bewilligungsstelle kann
den Zinssatz für die Restlaufzeit des Darlehens fest ver-
einbaren.

42.2 Die Tilgung beginnt mit dem auf die vollständige Aus-
zahlung des Darlehens folgenden Monatsersten, spätes-
tens jedoch zwei Jahre nach dem Monat, der auf die Be-
kanntgabe der Förderentscheidung folgt. Das Darlehen
ist in der Regel ab dem ersten Jahr mit 2 % zu tilgen.
Eine höhere Tilgung kann mit der Bewilligungsstelle
vereinbart werden. 

42.3 Zur Vermeidung unbilliger Härten kann die Bewilli-
gungsstelle den Beginn der Tilgung hinausschieben und
eine von Nummer 42.2 abweichende Tilgung festsetzen.

43. Zweckbestimmte Nutzung
43.1 Soweit nachfolgend nichts Abweichendes geregelt ist,
ist die Zuwendungsempfängerin oder der Zuwendungsemp-
fänger verpflichtet, den geförderten Wohnraum für die Dauer
von 15 Jahren selbst zu nutzen. Der Zeitraum beginnt bei
Neubauvorhaben mit der Bezugsfertigkeit, beim Erwerb mit
dem Einzug und bei den übrigen Vorhaben nach Abschluss
der baulichen Maßnahme. 
43.2 Gibt die Zuwendungsempfängerin oder der Zuwen-
dungsempfänger die Selbstnutzung vor Ablauf der 15 Jahre
auf, so entscheidet die Bewilligungsstelle nach pflichtgemä-
ßem Ermessen über die Aufhebung der Förderentscheidung.
43.3 Unterbricht die Zuwendungsempfängerin oder Zuwen-
dungsempfänger die Selbstnutzung nur vorübergehend — je-
doch höchstens für einen Zeitraum von fünf Jahren —, so
entscheidet die Bewilligungsstelle über eine Anhebung des
Zinssatzes für das gewährte Darlehen für die Dauer der Unter-
brechung der Selbstnutzung, der bis zu 3 % über dem zum
Zeitpunkt der Zinserhöhung gültigen Basiszinssatz gemäß
§ 247 BGB liegt, jedoch den marktüblichen Zinssatz nicht
überschreitet. Wird die Selbstnutzung im Anschluss an die
Unterbrechung wieder aufgenommen, so wird der Zinssatz
des Darlehens bis zum Ende der Bindungsdauer wieder auf
0 % jährlich gesenkt. 

44. Vorzeitige Tilgung des Darlehens
Wird das Darlehen ohne rechtliche Verpflichtung vorzeitig

vollständig zurückgezahlt, so endet die Pflicht zur zweckbe-
stimmten Nutzung nach Nummer 43.1 zum Zeitpunkt der
Rückzahlung. Gleiches gilt, wenn die gewährte Zuwendung
wegen Verstoßes gegen Bestimmungen des Zuwendungsbe-
scheides zurückgefordert wird.
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V i e r t e r  A b s c h n i t t

Verfahren

45. Antragstellung

45.1 Für das Antragsverfahren findet die VV Nr. 3 zu § 44
LHO entsprechende Anwendung.

45.2 Die Wohnraumförderstelle erörtert, soweit erforderlich,
bereits vor Stellung eines Antrags mit der zukünftigen Antrag-
stellerin oder dem zukünftigen Antragsteller, welche Nach-
weise und Unterlagen von ihr oder ihm zu erbringen sind. Sie
wirkt im Rahmen ihrer Auskunfts- und Beratungspflicht dar-
auf hin, dass der Antrag vollständig und richtig eingereicht
wird, insbesondere der von der Bewilligungsstelle vorge-
schriebenen Form entspricht und alle zur Entscheidung über
den Antrag erforderlichen Angaben enthält.

45.3 Die Wohnraumförderstelle prüft den Antrag und ver-
merkt das Ergebnis der Antragsprüfung. Ist der Antrag aus ih-
rer Sicht entscheidungsreif, leitet sie ihn der Bewilligungs-
stelle zu. Die Antragstellerin oder der Antragsteller ist über
die Weiterleitung des Antrages an die Bewilligungsstelle un-
verzüglich zu unterrichten.

45.4 In ihrer Stellungnahme nach § 6 Abs. 1 Satz 2 NWoFG
hat die Wohnraumförderstelle das Ergebnis ihrer Prüfung im
Einzelnen darzulegen. In der Stellungnahme ist insbesondere
auch darauf einzugehen, welche Abweichungen von den Be-
stimmungen dieser Richtlinie sie zugelassen hat. Die Stellung-
nahme soll auch die Gesichtspunkte erkennen lassen, von denen
die Wohnraumförderstelle bei der Zulassung von Abweichun-
gen ausgegangen ist. 

46. Verfahren bei der Bewilligungsstelle

46.1 Die Bewilligungsstelle nimmt unter Berücksichtigung
der Stellungnahme der Wohnraumförderstelle eine eingehende
Prüfung der formellen und materiellen Voraussetzungen für
die Gewährung der Zuwendung vor. Sie ist dabei nicht an die
Stellungnahme der Wohnraumförderstelle gebunden. Die Be-
willigungsstelle hat im Rahmen ihrer Ermittlungen alle Er-
kenntnismöglichkeiten heranzuziehen, die sich ihr vernünf-
tigerweise bieten. Art und Umfang der Sachverhaltsermitt-
lung bestimmt sie nach den Erfordernissen des Einzelfalles.
Zur Prüfung der Bonität der Antragstellerin oder des Antrag-
stellers kann die Bewilligungsstelle auch Auskünfte bei Han-
dels- und Wirtschaftsauskunfteien einholen. Die Antragstellerin
oder der Antragsteller hat bei der Ermittlung des Sachverhal-
tes sowie bei der Klärung der formellen und materiellen Vor-
aussetzungen der Entscheidung einschließlich notwendiger
Vorfragen mitzuwirken. 

46.2 Maßgebender Zeitpunkt für die Feststellung des Sach-
verhaltes und seine rechtliche Beurteilung über die Zulässig-
keit und Begründetheit ist in der Regel der Zeitpunkt der
Entscheidung der Bewilligungsstelle. Über Förderanträge soll
innerhalb von drei Monaten abschließend entschieden wer-
den. Die Bewilligungsstelle wirkt darauf hin, dass bei der An-
tragstellung fehlende Voraussetzungen bis zum Ende der Frist
nachgeholt oder nachgewiesen werden.

47. Förderentscheidung

47.1 Unbeschadet der gesetzlichen Bestimmungen über die
Förderentscheidung in § 6 NWoFG finden die VV Nrn. 4 und 5
zu § 44 LHO entsprechende Anwendung mit folgenden Maß-
gaben:

47.1.1 Grundsätzlich wird in der Eigentumsförderung ein
Zuwendungsbescheid erteilt und in der Mietwohnraum-
förderung der Abschluss eines öffentlich-rechtlichen
Vertrages (Fördervertrag) angeboten,

47.1.2 anstelle der Nummer 3.1.1 ANBest-P findet bei der
Vergabe von Aufträgen für Bauleistungen die Num-
mer 49.2 Anwendung.

47.2 In die Förderentscheidung ist im Fall einer Mietwohn-
raumförderung ein Verweis auf den DAWI-Freistellungsbe-
schluss aufzunehmen.

47.3 Die Bewilligungsstelle übermittelt der Wohnraumför-
derstelle eine Kopie der Förderentscheidung nach § 6 Abs. 1
Satz 3 NWoFG.

48. Auszahlung der Fördermittel

48.1 Für die Auszahlung der Fördermittel findet die VV Nr. 7
zu § 44 LHO Anwendung.

48.2 Fördermittel dürfen nicht ausgezahlt werden, bevor

48.2.1 die rangrichtige dingliche Sicherung nachgewiesen ist
oder

48.2.2 die Erklärung einer Notarin oder eines Notars darüber
vorliegt, dass der Eintragungsantrag beim Grundbuch-
amt auch im Namen der Gläubigerin gestellt worden
ist und keine Umstände bekannt sind, die der Eintra-
gung an der vorgesehenen Rangstelle entgegenstehen,

48.2.3 die als Eigenleistung einzubringenden Deckungsmit-
tel für mit dem Zuwendungszweck zusammenhän-
gende Ausgaben eingesetzt worden sind.

48.3 Bei Darlehen für den Neubau erfolgt die Auszahlung
auf Anforderung der Zuwendungsempfängerin oder des Zu-
wendungsempfängers in folgenden vier Teilraten:

48.3.1 bis zu 30 % nach Baubeginn,

48.3.2 bis zu 30 % nach der Fertigstellung des Rohbaus ein-
schließlich der Dacheindeckung,

48.3.3 bis zu 30 % nach Fertigstellung der sanitären Installa-
tionen und des Innenputzes,

48.3.4 10 % nach restloser Fertigstellung, Vorlage der Schluss-
bescheinigung nach Nummer 52.3 und bestimmungs-
gemäßer Wohnungsbelegung.

48.4 Bei Darlehen für die Änderung und die Erweiterung
von Gebäuden, die Modernisierung und die energetische Mo-
dernisierung erfolgt die Auszahlung auf Anforderung der Zu-
wendungsempfängerin oder des Zuwendungsempfängers in
folgenden drei Teilraten:

48.4.1 bis zu 30 % nach Beginn der Baumaßnahme,

48.4.2 weitere 60 %, wenn Kosten in entsprechender Höhe
nachgewiesen sind,

48.4.3 10 % nach Abschluss der Baumaßnahme und Vorlage
der Schlussbescheinigung nach Nummer 52.3.

48.5 Bei Darlehen für den Erwerb erfolgt die Auszahlung auf
Anforderung der Zuwendungsempfängerin oder des Zuwen-
dungsempfängers in folgenden zwei Teilraten:

48.5.1 90 % nach Übergabe des Eigentums,

48.5.2 10 % nach Bezug des selbst genutzten Wohneigentums.

48.6 Im Fall einer Förderung nach Nummer 5.5 des Bezugs-
erlasses zu a (Erwerb von Belegungs- und Mietbindungen) er-
folgt die Auszahlung nach dem Nachweis der erstmaligen be-
stimmungsgemäßen Belegung der Wohnung mit einem wohn-
berechtigten Haushalt. Die Auszahlung des Förderbetrags er-
folgt, bezogen auf eine Wohnung, in einer Summe.

48.7 Im begründeten Einzelfall kann die Bewilligungsstelle
von den für die Auszahlung der Fördermittel getroffenen Re-
gelungen abweichen.

49. Durchführung von Bauvorhaben

49.1 Mit Bauvorhaben ist unverzüglich, spätestens jedoch
vier Monate nach Bekanntgabe der Förderentscheidung zu be-
ginnen. Die Bewilligungsstelle kann in begründeten Fällen
Abweichungen zulassen sowie eine Frist zur Fertigstellung
von Bauvorhaben bestimmen.

49.2 Zuwendungsempfängerinnen und Zuwendungsemp-
fänger haben bei einer bewilligten Zuwendung von mehr als
100 000 EUR für jeden Auftrag ab einem geschätzten Auf-
tragswert in Höhe von 15 000 EUR (netto) grundsätzlich min-
destens drei fachkundige, leistungsfähige Unternehmen zur
Angebotsabgabe aufzufordern. Der Auftrag ist an den Bieter
mit dem wirtschaftlichsten Angebot zu erteilen. Die Begrün-
dung der einzelnen Entscheidungen ist nachvollziehbar zu
dokumentieren. Verpflichtungen von Zuwendungsempfänge-
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rinnen und Zuwendungsempfängern, aufgrund haushaltsrecht-
licher oder vergaberechtlicher Vorschriften vergaberechtliche
Bestimmunen einzuhalten, bleiben unberührt.

50. Gebäudeversicherung

Zuwendungsempfängerinnen und Zuwendungsempfänger
haben mit Baubeginn bis zur vollständigen Rückzahlung des
Darlehens eine ausreichende Brandschadenversicherung und
ab der Bezugsfertigkeit des geförderten Objekts zusätzlich eine
Sturmschadenversicherung (jeweils gleitende Neuwertversi-
cherung) abzuschließen. Auf Verlangen ist der Bewilligungs-
stelle eine Kopie des Versicherungsscheins auszuhändigen.

51. Anzeige des Baubeginns

Die Zuwendungsempfängerin oder der Zuwendungsemp-
fänger ist verpflichtet, der Bewilligungsstelle und der Wohn-
raumförderstelle den Baubeginn anzuzeigen (Baubeginnan-
zeige). Dazu ist der von der Bewilligungsstelle zur Verfügung
gestellte Vordruck zu verwenden.

52. Anzeige der Fertigstellung, Schlussbescheinigung

52.1 Die Zuwendungsempfängerin oder der Zuwendungs-
empfänger ist verpflichtet, der Wohnraumförderstelle die Fer-
tigstellung der Wohnungen anzuzeigen (Fertigstellungsan-
zeige). Dazu ist der von der Bewilligungsstelle zur Verfügung
gestellte Vordruck zu verwenden.

52.2 In der Fertigstellungsanzeige hat die Zuwendungsemp-
fängerin oder der Zuwendungsempfänger zu erklären,

52.2.1 dass die Zuwendung zweckentsprechend verwendet
worden ist und das Bauvorhaben entsprechend den
Antragsunterlagen ausgeführt worden ist,

52.2.2 dass die baufachlichen Anforderungen eingehalten
worden sind,

52.2.3 seit wann die Wohnungen bezugsfertig sind,

52.2.4 ob und für welche Wohnung die Übertragung von
Miet- und Belegungsbindungen vorgesehen ist.

52.3 Die Wohnraumförderstelle nimmt die Fertigstellungs-
anzeige entgegen, prüft diese und vermerkt das Ergebnis der
Prüfung. Der fertiggestellte Wohnraum soll in Augenschein
genommen werden. Die Wohnraumförderstelle teilt der Be-
willigungsstelle das Ergebnis der Prüfung einschließlich ihrer
Feststellungen anlässlich der Inaugenscheinnahme mit (Schluss-
bescheinigung).

53. Verwendungsnachweis

53.1 Die Zuwendungsempfängerin oder der Zuwendungs-
empfänger hat der Wohnraumförderstelle die Verwendung
der Zuwendung innerhalb von sechs Monaten nach Erfüllung
des Zuwendungszwecks nachzuweisen (Verwendungsnach-
weis). Für den Umfang und den Inhalt des Verwendungsnach-
weises finden die Regelungen der Nummer 6 ANBest-P An-
wendung.

53.2 Die Wohnraumförderstelle prüft den Verwendungs-
nachweis und teilt der Bewilligungsstelle das Ergebnis der
Prüfung mit. Für die Prüfung der Verwendung findet Num-
mer 7 ANBest-P Anwendung.

53.3 Die Bewilligungsstelle ist berechtigt, aus begründetem
Anlass die Verwendung der Zuwendung sowie den Verwen-
dungsnachweis zu prüfen oder durch Beauftragte prüfen zu
lassen. Die Wohnraumförderstelle sowie die Zuwendungs-
empfängerin oder der Zuwendungsempfänger haben auf ihr
Verlangen die erforderlichen Unterlagen bereitzuhalten und
die notwendigen Auskünfte zu erteilen.

54. Unwirksamkeit, Rücknahme oder Widerruf der Förderentschei-
dung

Unwirksamkeit, Rücknahme oder Widerruf der Förderent-
scheidung, Erstattung der Zuwendung und Verzinsung rich-
ten sich nach VV Nr. 8 zu § 44 LHO. Dies gilt unabhängig
davon, ob die Zuwendung durch Bescheid der Bewilligungs-
stelle oder durch öffentlich-rechtlichen Vertrag gewährt wur-
de. Soweit sich Regelungen der VV Nr. 8 zu § 44 LHO

ausschließlich auf Zuwendungsbescheide beziehen, sind die
Regelungen bei der Förderung durch öffentlich-rechtlichen
Vertrag entsprechend anzuwenden.

55. Verwaltungskostenbeitrag, Bearbeitungsentgelt
55.1 Für Darlehen wird ein jährlicher Verwaltungskosten-
beitrag in Höhe von 0,5 % des bewilligten Darlehensbetrages
erhoben, beginnend ab dem Zeitpunkt der Auszahlung der er-
sten Darlehensrate. Nach Tilgung des Darlehens um 50 % er-
folgt die Berechnung des jährlichen Verwaltungskostenbei-
trages auf Grundlage des halben Darlehensursprungsbetrages.
55.2 Für Darlehen wird ein einmaliges Bearbeitungsentgelt
in Höhe von 1 % des bewilligten Darlehensbetrages erhoben.
Das Bearbeitungsentgelt wird mit Auszahlung der ersten Dar-
lehensrate fällig und wird gegen diese aufgerechnet. Wird die
Förderentscheidung vor Beginn der Auszahlung der Zuwen-
dung widerrufen oder zurückgenommen, oder verzichtet die
Zuwendungsempfängerin oder der Zuwendungsempfänger
nach Bekanntgabe der Förderentscheidung, aber vor Beginn
der Auszahlung auf die Zuwendung, so ist das volle Bearbei-
tungsentgelt zu entrichten.
55.3 Für Zuschüsse wird ein einmaliges Bearbeitungsentgelt
in Höhe von 0,75 % des bewilligten Betrages erhoben. Das Be-
arbeitungsentgelt wird mit Auszahlung des Zuschusses fällig
und wird gegen diesen aufgerechnet. Nummer 55.2 Satz 3 gilt
entsprechend.
55.4 Soweit nach der Bewilligung der Zuwendung für die
Bearbeitung zusätzliche Kosten entstehen, kann die Bewilli-
gungsstelle diese im Rahmen ihres mit dem Fachministerium
abgestimmten Entgeltkataloges als sonstige Entgelte geltend
machen. Die Bewilligungsstelle veröffentlicht den Entgeltka-
talog im Internet unter http://www.nbank.de.

F ü n f t e r  A b s c h n i t t

Wohnungsbelegung und -überwachung

56. Allgemeines
Die zuständige Stelle hat alle öffentlich geförderten Woh-

nungen in ihrem Bezirk getrennt nach Gemeinden in elektro-
nischen Dateien zu erfassen. Für jede Wohnung sind folgende
Daten zu speichern:
— Bezeichnung der Wohnung nach Straße, Hausnummer,

Stockwerk und Lage,
— bei mittelbarer Belegung: Art und Umfang der Einräumung

von Belegungs- und Mietbindungen an Ersatzwohnungen,
— Zahl der Wohnräume und Wohnfläche der Wohnung,
— Art und Ausstattung der Wohnung (z. B. Mietwohnung im

Mehrfamilienhaus, Aufzug, Badewanne und/oder Dusche,
Balkon),

— Datum und Aktenzeichen der Förderentscheidung (Bewil-
ligung) sowie die Darlehensnummer der Bewilligungsstelle,

— Verfügungsberechtigte oder Verfügungsberechtigter,
— Art und Dauer der Bindungen sowie Ausübung von Bele-

gungsrechten,
— Art und Dauer eines Vorbehalts für Angehörige eines be-

stimmten Personenkreises,
— jeweilige Mieterin oder jeweiliger Mieter oder Wohnungs-

nutzer, Datum des Einzugs sowie Datum und Aktenzei-
chen des Wohnberechtigungsscheins oder der Benennung,

— Zeitpunkt des Endes der Belegungs- und Mietbindung, so-
weit schon eingetreten oder bestimmbar,

— Nettokaltmiete bei Bezug (Erstbezug und Wiedervermie-
tung) und Nebenkosten warm/kalt,

— Genehmigungen für die Selbstnutzung, Nichtvermietung,
Zweckentfremdung und bauliche Änderung nach § 10
NWoFG,

— Freistellungen und Entlassungen aus den Bindungen nach
§ 11 NWoFG,

— Art des Ausgleichs und Höhe der Ausgleichszahlungen für
Maßnahmen nach den §§ 10 und 11 NWoFG,



Nds. MBl. Nr. 29/2019

1087

— Erhebung von Geldleistungen und Bußgeldbescheide nach
§ 17 NWoFG.

Die notwendigen Auskünfte sind erforderlichenfalls nach
§ 10 Abs. 5 NWoFG bei den Verfügungsberechtigten einzuho-
len.

57. Überlassung von Wohnraum, Wohnberechtigungsschein
57.1 Die Vorlage eines Wohnberechtigungsscheins ist grund-
sätzlich in jedem Fall einer Überlassung zum Gebrauch erfor-
derlich, auch wenn die oder der Wohnungssuchende bisher
schon eine geförderte Wohnung bewohnt hat. Dies gilt auch
bei einem Wohnungstausch in demselben Wohngebäude. Da-
gegen ist die Vorlage eines Wohnberechtigungsscheins nicht
erforderlich, wenn die Mieterin oder der Mieter einer geför-
derten Mietwohnung wegen der Sanierung ihrer oder seiner
Wohnung vorübergehend in einer anderen geförderten Miet-
wohnung untergebracht wird.
57.2 Die oder der Verfügungsberechtigte hat unverzüglich,
nachdem sie oder er die geförderte Wohnung einer wohnbe-
rechtigten Person überlassen hat, der zuständigen Stelle die
Namen der Person und ihrer Haushaltsangehörigen mitzutei-
len und ihr den übergebenen Wohnberechtigungsschein vor-
zulegen. Die Miethöhe und die Mietbindung sind im Interesse
der Erfüllung des Förderzwecks zu überwachen. Dazu kann
sich die zuständige Stelle den Mietvertrag und ggf. Unterlagen
über Mieterhöhungsverlangen vorlegen lassen (§ 10 Abs. 5
NWoFG).

58. Wohnberechtigungsschein für ausländische Wohnungssuchende 
Ausländische Wohnungssuchende sind nur dann rechtlich

und tatsächlich in der Lage, auf längere Dauer einen Wohnsitz
als Mittelpunkt der Lebensbeziehungen zu begründen, wenn
ein rechtmäßiger Aufenthalt im Bundesgebiet gegeben ist, der
voraussichtlich noch mindestens ein Jahr ab dem Tag der An-
tragstellung auf Erteilung eines Wohnberechtigungsscheines
beibehalten werden kann. Dies ist in der Regel anzunehmen,
wenn ausländische Wohnungssuchende im Besitz eines der in
§ 4 Abs. 1 Satz 2 Nrn. 3 und 4 AufenthG genannten Aufent-
haltstitels sind. Im Fall einer Aufenthaltserlaubnis nach § 4
Abs. 1 Satz 2 Nr. 2 AufenthG ist die Aufenthaltsdauer stets im
Einzelfall zu prüfen. Die Sätze 1 bis 3 gelten nicht für Woh-
nungssuchende anderer Mitgliedstaaten der EU (Unionsbür-
gerinnen und Unionsbürger) und deren Haushaltsangehörige.
Nicht als Wohnungssuchende gelten die Angehörigen der im
Bundesgebiet stationierten ausländischen Streitkräfte und de-
ren Haushaltsangehörige.

59. Wohnungsgröße
59.1 Im Wohnberechtigungsschein ist zu bestimmen, wel-
che Größe des Wohnraums für den Haushalt der Wohnungs-
suchenden angemessen ist. Angemessen sind die Wohnungs-
größen, die sich aus den Regelungen in Nummer 15 ergeben.
Eine Überschreitung der angemessenen Wohnungsgröße um
bis zu 10 % ist unbeachtlich. Darüber hinaus ist eine Über-
schreitung zulässig, wenn in der Förderentscheidung die an-
gemessene Wohnungsgröße nach Quadratmetern und nach
Anzahl der Räume angegeben ist. Die angemessene Woh-
nungsgröße erhöht sich darüber hinaus für Alleinerziehende
und für Menschen mit Behinderung um jeweils 10 m2.
59.2 Die angemessene Wohnfläche kann für die Erteilung ei-
nes Wohnberechtigungsscheines nach § 8 Abs. 5 Nr. 2 NWoFG
um bis zu 10 m2 erhöht werden, wenn ein besonderer persön-
licher oder beruflicher Bedarf nachgewiesen wird. Besondere
persönliche Bedürfnisse können beispielsweise in der Zusam-
mensetzung des Haushaltes begründet sein, wie etwa in der
Aufnahme von Eltern oder Pflegekindern in eine kinderreiche
Familie, oder bei dauerhafter Erkrankung oder Behinderung
von im Haushalt lebenden Personen, dazu gehören Erkran-
kungen, die eine Pflegebedürftigkeit zur Folge haben oder bei
einer geistigen oder körperlichen Behinderung. Besondere be-
rufliche Bedürfnisse können beispielsweise vorliegen, wenn
haushaltsangehörige Personen eine zusätzliche Wohnfläche
zur beruflichen Mitbenutzung benötigen, etwa bei freiberufli-
cher Tätigkeit oder Heimarbeit. 

59.3 Eine besondere Härte kann im Einzelfall etwa gegeben
sein, wenn Wohnungssuchende wegen der Behinderung oder
Pflegebedürftigkeit von Haushaltsangehörigen gerade auf be-
stimmten Wohnraum angewiesen sind, insbesondere wegen
der Lage oder Ausstattung, etwa wenn es sich um die einzige
barrierefreie Wohnung oder Erdgeschosswohnung für Roll-
stuhlbenutzerinnen und Rollstuhlbenutzer handelt.

60. Sanktionen
Ist geförderter Wohnraum einer wohnungssuchenden Person

ohne Wohnberechtigungsschein überlassen worden, so haben
die Verfügungsberechtigten diese zunächst aufzufordern,
nachträglich und unverzüglich einen Wohnberechtigungs-
schein — ggf. einen solchen nach § 8 Abs. 5 NWoFG — zu be-
antragen; dieser kann nur für die Zukunft erteilt werden.
Etwaige Geldleistungen nach § 17 Abs. 3 NWoFG dürfen von
den Verfügungsberechtigten nur für die Zeit bis zur Erteilung
des Wohnberechtigungsscheines erhoben werden. 

In Ausführung von § 10 Abs. 5 NWoFG sind die Verfü-
gungsberechtigten aufzufordern, der zuständigen Stelle unter
Angabe des voraussichtlichen Zeitpunkts unverzüglich schrift-
lich anzuzeigen, wenn Wohnraum bezugsfertig oder frei wird.

61. Überwachung der Belegungsbindungen
Die Belegungsbindungen nach § 7 NWoFG sind jährlich ei-

ner systematischen Überprüfung zu unterziehen. Dies kann
beispielsweise durch einen jährlichen Abgleich der Woh-
nungsbelegung mit den Daten des Melderegisters erfolgen.
Für die systematische Überprüfung notwendige Auskünfte
sind erforderlichenfalls nach § 10 Abs. 5 NWoFG einzuholen.

62. Freistellung, Änderung und Entlassung 
62.1 Kann die zuständige Stelle ein Benennungsrecht nach
§ 7 Abs. 1 Nr. 1 oder Abs. 2 NWoFG nicht ausüben, so hat sie
unverzüglich, spätestens jedoch innerhalb von drei Monaten
seit Freiwerden der Wohnung, gegenüber den Verfügungsbe-
rechtigten schriftlich auf die Ausübung dieses Rechts zu ver-
zichten. Für die Zeit des Verzichts bleibt es — bis zu einer
Bindungsfreistellung oder Entlassung aus den Bindungen —
beim allgemeinen Belegungsrecht nach § 7 Abs. 1 Nrn. 2 und 3
NWoFG.
62.2 Ein Antrag auf Freistellung, Änderung von oder Entlas-
sung aus Belegungs- und Mietbindungen ist spätestens vier
Wochen vor dem Freiwerden oder der Bezugsfertigkeit einer
Wohnung bei der Wohnraumförderstelle zu stellen. Die oder
der Verfügungsberechtigte hat der Wohnraumförderstelle un-
ter genauer Bezeichnung der Wohnung nachzuweisen, dass
trotz entsprechender Bemühungen der Abschluss eines Miet-
vertrages mit einer berechtigten Person nicht möglich ist und
die Gründe zu benennen. Die Bemühungen können durch
Veröffentlichung von angemessenen, marktüblichen Insera-
ten in geeigneten elektronischen oder Druckmedien in dem
Monat vor der Antragstellung nachgewiesen werden. Die oder
der Verfügungsberechtigte hat weiterhin darzulegen, ob und
inwieweit sie oder er die Wohnung auch zu einem Mietpreis
unterhalb des förderungsrechtlich Zulässigen angeboten hat.
62.3 Soweit sich ein Antrag auf Freistellung, Änderung von
oder Entlassung aus Belegungs- und Mietbindungen auf Wohn-
raum bezieht, der seit Bezugsfertigkeit oder Übertragung der
Bindung nicht bestimmungsgemäß belegt werden konnte und
eine bestimmungsgemäße Belegung auch nicht zu erwarten
ist, ist der Antrag der Bewilligungsstelle mit einer Stellung-
nahme unter Verwendung des Vordrucks 6001 (siehe Inter-
net-Partnerportal der NBank) vorzulegen. Die Bewilligungs-
stelle prüft auf dieser Grundlage die Rückforderung der För-
dermittel (siehe Nummer 54). Die oder der Verfügungsberech-
tigte ist über die Abgabe an die Bewilligungsstelle zu benach-
richtigen.
62.4 Bescheide und Verträge über Freistellungen sowie ver-
tragliche Vereinbarungen über Entlassungen aus oder Ände-
rungen von Belegungs- und Mietbindungen sind der Bewilli-
gungsstelle in Kopie vorzulegen. Für die Entscheidung sind je
Wohnung grundsätzlich Gebühren nach der AllGO zu erhe-
ben.
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63. Freistellungsdauer

63.1 Eine Freistellung von Bindungen darf nur befristet er-
folgen. Die Freistellungsdauer soll fünf Jahre nicht überschrei-
ten. Sie darf höchstens einmal verlängert werden. Beträgt die
Restdauer der Bindungen je freizustellender Wohnung zum
Zeitpunkt der Entscheidung über die Freistellung weniger als
fünf Jahre oder kann der Zweck der Freistellung auch nach
einer Verlängerung nicht erreicht werden, ist zu prüfen, ob
eine Änderung oder Beendigung der Belegungs- und Mietbin-
dung nach § 11 Abs. 3 NWoFG in Betracht kommt (siehe
Nummer 64.5).

63.2 Die Freistellung für eine einzelne bestimmte Wohnung
kommt nur in Betracht, wenn kein Wohnberechtigungsschein
nach § 8 Abs. 5 NWoFG erteilt werden kann. Sie ist auf die
Dauer des Mietverhältnisses zu befristen. Mit Ablauf der Frist
kann ein neuer Antrag gestellt werden.

64. Reichweite einer Freistellung

64.1 Die Reichweite einer Freistellung nach § 11 Abs. 1
Satz 3 NWoFG hängt maßgeblich vom beantragten Freistel-
lungsumfang und davon ab, aus welchem der in § 11 Abs. 1
NWoFG genannten Gründe die Freistellung erteilt wird. Eine
Freistellung kann für einzelne Wohnungen, für Wohnraum
bestimmter Art oder für Wohnungen in bestimmten Gebieten
erteilt werden. Die Entscheidung kann durch Verwaltungsakt
oder durch öffentlich-rechtlichen Vertrag getroffen werden.
Dabei sind an eine Freistellung für Wohnungen bestimmter
Art oder in bestimmten Gebieten höhere Anforderungen zu
stellen als an Freistellungen für einzelne bestimmte Wohnun-
gen.

64.2 Die Erteilung einer Vielzahl von Einzelfreistellungen
darf nicht dazu führen, das Freistellungsverfahren für Woh-
nungen in einem bestimmten Gebiet zu umgehen. Bevor eine
Freistellung für Wohnungen in bestimmten Gebieten in Be-
tracht kommt, ist zu prüfen, ob das angestrebte Ziel nicht
ebenso durch eine Freistellung für Wohnungen bestimmter
Art erreicht werden kann.

64.3 Von einer Freistellung für Wohnungen bestimmter Art
können auch mehrere Wohnungen bestimmter Art erfasst
sein; beispielsweise Wohnungen für ältere Menschen oder
Menschen mit Behinderungen, nicht nachgefragte Kleinst-
oder Großwohnungen, Dachgeschoss- oder Souterrainwoh-
nungen.

64.4 Eine Freistellung für Wohnungen in bestimmten Gebie-
ten kann insbesondere zur Erhaltung oder Schaffung sozial
stabiler Bewohnerstrukturen erfolgen. Die Freistellung für
Wohnungen in bestimmten Gebieten ist vorrangig vertraglich
zu vereinbaren. Für die Entscheidung über die Freistellung ist
ein zielführendes Konzept, das auch Bestandteil des Wohn-
raumversorgungskonzeptes sein kann, vorzulegen. Damit kann
auch ein Plan des Gebietes erforderlich werden, der Angaben
über dessen Zustand, unter anderem bezogen auf die Bausub-
stanz, die Verkehrswege und die Infrastruktur enthält.

Der örtliche Bereich, für den die Freistellung für Wohnun-
gen in bestimmten Gebieten erfolgen soll, ist genau festzule-
gen. Unter dem Begriff des Gebietes i. S. des § 11 Abs. 1 Satz 3
NWoFG sind zusammenhängende Flächen oder Teilbereiche
zu verstehen, die

— mehr als ein Grundstück oder ein einzelnes Gebäude um-
fassen,

— mit auffälligen sozialen und baulichen Problemen belastet
sind und

— sich räumlich durch Verkehrswege, Bauten oder die natür-
liche Umgebung abgrenzen.

Bei der Gebietsabgrenzung sollen auch Merkmale wie Ge-
bäude- und Siedlungsstruktur, historische Identität und Bezü-
ge berücksichtigt werden.

64.5 Die zuständige Stelle kann nach § 11 Abs. 3 NWoFG
Angelegenheiten der örtlichen Wohnraumversorgung, insbe-
sondere Belegungs- und Mietbindungen, mit Eigentümern
oder sonstigen Verfügungsberechtigten über Wohnraum ver-
traglich ändern. Über den Inhalt der Verträge ist die Bewilli-

gungsstelle zu unterrichten. Sofern hierbei Vereinbarungen
über bewilligte Fördermittel getroffen werden, bedürfen diese
der Zustimmung durch die Bewilligungsstelle.
64.6 Folgende Entscheidungen nach § 11 NWoFG bedürfen
der vorherigen Zustimmung durch das Fachministerium:

64.6.1 Freistellung für mehr als acht Wohnungen bestimm-
ter Art,

64.6.2 Freistellung für Wohnungen in bestimmten Gebieten,
64.6.3 vertragliche Entlassung von mehr als acht Wohnun-

gen aus der Belegungs- und Mietbindung,
64.6.4 vertragliche Änderung der Belegungs- und Mietbin-

dung bei mehr als acht Wohnungen.

65. Ausgleichsleistungen bei Freistellungen
65.1 Entscheidungen über Freistellungen sowie über Aus-
gleichsleistungen nach § 11 NWoFG sind fallbezogen auf
die Besonderheiten des Einzelfalls und auf die Möglichkeiten
der oder des Verfügungsberechtigten abzustimmen. Der Aus-
gleich besteht gleichrangig entweder in einem angemessenen
Geldausgleich, der vertraglichen Einräumung eines Bele-
gungsrechts an einer oder mehreren Ersatzwohnungen oder
einem sonstigen angemessenen Ausgleich. Die Auswahl zwi-
schen diesen Formen des Ausgleichs erfolgt nach pflichtgemä-
ßem Ermessen.

65.2 Eine Freistellung soll bei Geldausgleich davon abhän-
gig gemacht werden, dass die oder der Verfügungsberechtigte
eine laufende monatliche Ausgleichszahlung entrichtet. Die
Festsetzung der laufenden Geldleistung ist als Auflage (Ne-
benbestimmung) mit der Genehmigung zu verbinden. Bei der
Festsetzung der Geldleistung ist zu unterscheiden zwischen
einer Freistellung von der Belegungsbindung (§ 7 NWoFG)
und von der Mietbindung (§ 9 NWoFG):
65.2.1 Bei einer Freistellung von der Belegungsbindung be-

trägt die laufende Geldleistung 0,50 EUR pro m²
Wohnfläche und Monat. Die Ausgleichszahlung kann
aus Gründen der Verwaltungsvereinfachung auch für
die gesamte Freistellungsdauer im Voraus entrichtet
werden. Dabei ist eine Mietdauer von regelmäßig min-
destens fünf Jahren zugrunde zu legen, soweit im Ein-
zelfall nicht eine Freistellung von kürzerer Dauer
erteilt wurde. Abweichungen der zugrunde zu legen-
den Mietdauer von fünf Jahren sind unter Berücksich-
tigung der örtlichen wohnungswirtschaftlichen Ver-
hältnisse zulässig. Die Entscheidung ist zu dokumen-
tieren.

65.2.2 Bei einer Freistellung von der Mietbindung ist als lau-
fende Geldleistung monatlich die Differenz zwischen
der höchstzulässigen Miete laut Förderentscheidung
und der tatsächlich geschuldeten Miete als Subventi-
onsvorteil abzuschöpfen. Dies gilt auch bei einer kom-
binierten Freistellung von der Miet- und Belegungs-
bindung. Die Höhe der Ausgleichszahlung ist jährlich
zu überprüfen. Zu diesem Zweck können die notwen-
digen Auskünfte und Unterlagen von den Mietver-
tragsparteien angefordert werden (siehe § 10 Abs. 5
Satz 1 NWoFG).

65.3 Eine Abwälzung der Ausgleichsabgabe auf die Miete-
rinnen und Mieter ist mangels Rechtsgrundlage nicht zuläs-
sig. Hierauf ist die oder der Verfügungsberechtigte in der
Freistellungsentscheidung hinzuweisen.
65.4 Geldleistungen sind ohne Abzug halbjährlich zum
30. Juni und zum 31. Dezember eines jeden Jahres an die Be-
willigungsstelle abzuführen. Betrifft die Freistellung Bindun-
gen, die mit einer zu der Wohnraumförderung des Landes
hinzugetretenen Förderung einer Gemeinde, eines Landkrei-
ses oder der Region Hannover begründet wurden, ist die Aus-
gleichszahlung im Verhältnis der einbezogenen Förderanteile
aufzuteilen. Der auf die Förderung von dritter Seite entfallende
Anteil ist nicht an die Bewilligungsstelle abzuführen.
65.5 Ein Ausgleich unter der Bedingung der vertraglichen
Einräumung eines Belegungsrechts für Ersatzwohnungen
kommt nur in Betracht, wenn die oder der Verfügungsberech-
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tigte in der Standortgemeinde der freizustellenden Wohnung
über mindestens eine weitere gleichwertige und bezugsfertige
oder freie, nicht gebundene Wohnung (Ersatzwohnung) ver-
fügt. Über die Freistellung gegen Einräumung eines Belegungs-
rechts an einer oder mehreren Ersatzwohnungen ist erst dann
wirksam zu entscheiden, wenn die oder der Verfügungsbe-
rechtigte der zuständigen Stelle das Belegungsrecht für den
konkret bestimmten Ersatzwohnraum vertraglich eingeräumt
hat und sich verpflichtet, dieses Recht jederzeit auf Verlangen
der zuständigen Stelle durch Eintragung einer beschränkten
persönlichen Dienstbarkeit im Grundbuch sichern zu lassen.
In dem Vertrag muss sich die oder der Verfügungsberechtigte
auch verpflichten, jede Ersatzwohnung zu gleichen Bedingun-
gen wie die Förderwohnung zu überlassen. Der Ersatzwohn-
raum muss frei oder bezugsfertig sein. Mit der Einräumung
des Belegungsrechts werden öffentlich-rechtliche Bindungen
an der Ersatzwohnung vertraglich begründet. Diese entspre-
chen den Bindungen der freigestellten Wohnung. Bei der Ein-
räumung eines Belegungsrechts an einer gleichwertigen
Wohnung entfällt ein Ausgleich in Geld oder ein sonstiger
Ausgleich. Ist jedoch die Ersatzwohnung nicht mindestens
gleichwertig, kann daneben ein angemessener Geldausgleich
verlangt werden.
65.6 Ein sonstiger Ausgleich in angemessener Art und Weise
kann zum Beispiel durch die Verlängerung eines bereits beste-
henden Belegungsrechts erfolgen.
65.7 Nur bei einer Freistellung im überwiegenden öffentli-
chen Interesse kann im Einzelfall von einem Ausgleich abge-
sehen werden. Ein genereller Verzicht auf Ausgleichsleistun-
gen bei Freistellungen von den Miet- oder Belegungsbindun-
gen ist nicht zulässig. 
65.8 Die Entscheidung, ob und in welcher Art und Höhe
Ausgleichsleistungen erhoben werden oder aus welchen
Gründen darauf verzichtet wird, ist im Einzelfall zu doku-
mentieren. Freistellungsentscheidungen sind einschließlich
etwaiger Verpflichtungen zu Ausgleichsleistungen der oder dem
Verfügungsberechtigten und der Bewilligungsstelle schriftlich
mitzuteilen und in der Wohnungsdatei elektronisch zu erfas-
sen (siehe Nummer 56).

S e c h s t e r  A b s c h n i t t

Baufachliche Anforderungen

66. Allgemeine Anforderungen
66.1 Bei der Planung, der Errichtung, dem Ausbau und der
Ausstattung von geförderten Wohnungen ist zu beachten,
dass die Gebäude und Wohnungen nach Haustyp, Bauweise,
Grundrissen und Schnitten zur angemessenen Wohnraumver-
sorgung entsprechend der Zweckbestimmung und der vorge-
sehenen Belegung geeignet und zweckmäßig sein müssen.
66.2 Die Individualräume (Schlafräume sowie Kinder- und
Jugendzimmer) für eine Person sollen mindestens 10 m², für
zwei Personen mindestens 15 m² groß sein. Die Individualräu-
me sollen möglichst über Flure erschlossen werden und keine
Durchgangsräume sein, Kinder- und Jugendzimmer dürfen
nicht Durchgangsräume sein.
66.3 Die Flächen von Wintergärten, Balkonen, Loggien und
Terrassen dürfen nicht mehr als ein Zehntel der Gesamtwohn-
fläche betragen.

67. Wohnungen für ältere Menschen
67.1 Wohnungen für ältere Menschen sollen möglichst in
der Nähe der erforderlichen Infrastruktureinrichtungen lie-
gen. Hierzu gehören vor allem Einrichtungen des täglichen
Bedarfs, wie Einzelhandelsgeschäfte, Arztpraxen, Apotheken,
Bank- und Postfilialen. Es ist wünschenswert, dass weitere
Einrichtungen wie etwa Seniorentreffs, Friseurbetriebe, Kir-
chengemeinden oder die Gemeindeverwaltung einfach und in
kürzerer Zeit mit öffentlichen Verkehrsmitteln zu erreichen
sind.
67.2 Die Wohnungen dürfen, wenn ein Aufzug nicht vor-
handen ist, nur im Erdgeschoss angeordnet und müssen von
der öffentlichen Verkehrsfläche aus stufenlos erreichbar sein.

67.3 Sofern nicht bereits nach gesetzlichen Bestimmungen
vorgeschrieben, sollen die Wohnungen im Übrigen weitestge-
hend den Anforderungen an barrierefrei nutzbare Wohnun-
gen gemäß der als technische Baubestimmung eingeführten
DIN 18040-2 entsprechen.

68. Wohnungen für Menschen mit Behinderungen
Über die Anforderungen nach den Nummern 67.1 und 67.2

hinaus müssen Wohnungen für Menschen mit Behinderun-
gen den Anforderungen an barrierefrei nutzbare Wohnun-
gen gemäß der als technische Baubestimmung eingeführten
DIN 18040-2 entsprechen. Sind Wohnungen für Benutzerin-
nen und Benutzer von Rollstühlen bestimmt, sind zusätzlich
die mit einem „R“ kenntlich gemachten Anforderungen der
als technische Baubestimmung eingeführten DIN18040-2 ein-
zuhalten.

69. Wohnheime für Studierende
69.1 Wohnheimplätze für Studierende sind bezugsfertig
herzurichten. Die Wohnfläche der Einzelapartments soll 18 m2

nicht unterschreiten. Einzelapartments müssen mindestens
aus einem Individualraum, einer Sanitärzelle mit Dusche und
Toilette sowie einer Küche oder einer Kochgelegenheit (möbliert,
Herd, Kühlschrank, Spüle) bestehen. Die Bemessung und die
Ausstattung des Individualraums müssen Möglichkeiten zum
Studieren, Wohnen und Schlafen bieten. Der Individualraum
darf nicht Durchgangsraum sein. Es soll außerdem technisch
ein Zugang ins Internet gewährleistet sein. Im Übrigen gelten
für Wohnheimplätze in Wohngruppen und Wohngemein-
schaften die Regelungen der Nummer 70 entsprechend.
69.2 In einem Wohnheim mit mehr als 20 Plätzen kann ein
angemessen großer Gemeinschaftsraum als Mehrzweckraum
hergestellt werden. Es dürfen in angemessenem Umfang wei-
tere Nebenräume (Toilettenanlage, Stuhllager) vorgesehen
werden. Ein Zubehörraum mit gemeinschaftlich genutzten
Waschmaschinen, ggf. auch mit Wäschetrocknern, soll vorge-
halten werden.
69.3 Sind Wohnheimplätze für Menschen mit Behinderun-
gen bestimmt, ist die als technische Baubestimmung einge-
führte DIN 18040-1 i. V. m. DIN18040-2 analog einzuhalten.
69.4 Sind Wohnheimplätze für Benutzerinnen und Benut-
zer von Rollstühlen bestimmt, sind die mit einem „R“ kennt-
lich gemachten Anforderungen der als technische Baubestim-
mung eingeführten DIN 18040-1 i. V. m. DIN18040-2 analog
einzuhalten.

70. Besondere Wohnformen
70.1 In Wohngemeinschaften sollen für je drei Individual-
räume (Schlafräume) ein angemessenes gemeinsames Bad mit
Badewanne oder Dusche sowie ein separater Toilettenraum
mit Toilette zur Verfügung stehen.
70.2 Eine Wohngruppe umfasst mehrere Apartmentwoh-
nungen sowie Gemeinschaftsräume. Jede Apartmentwohnung
muss eine Kochgelegenheit und einen Sanitärraum mit Bade-
wanne oder Dusche und Toilette umfassen.
70.3 Die Zahl der Individualräume einer Wohngemeinschaft
und die Zahl der Apartments in einer Wohngruppe dürfen
zwölf nicht übersteigen.

S i e b t e r  A b s c h n i t t

Schlussbestimmungen

71. Inkrafttreten, Außerkrafttreten
71.1 Dieser RdErl. tritt mit Wirkung vom 1. 7. 2019 in Kraft
und mit Ablauf des 31. 12. 2023 außer Kraft.
71.2 Der Bezugserlass zu b tritt mit Ablauf des 30. 6. 2019
außer Kraft.

An die
Region Hannover, Landkreise, kreisfreien und großen selbständigen
Städte und selbständigen Gemeinden
Investitions- und Förderbank Niedersachsen (NBank)

— Nds. MBl. Nr. 29/2019 S. 1075
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Richtlinie über die Gewährung von Zuwendungen 
zur Förderung städtebaulicher Erneuerungsmaßnahmen

(Städtebauförderungsrichtlinie — R-StBauF —)

RdErl. d. MU v. 9. 7. 2019
— 61.1-21201.2.17 —

— VORIS 21075 —

Bezug: RdErl. d. MS v. 17. 11. 2015 (Nds. MBl. S. 1570)
— VORIS 21075 —

Der Bezugserlass wird mit Wirkung vom 1. 1. 2019 wie folgt
geändert: 

1. In Nummer 5.3.2.6 Abs. 4 Buchst. a Satz 1 wird die Angabe
„200 EUR je Quadratmeter“ durch die Angabe „230 EUR je
Quadratmeter“ ersetzt.

2. Der Nummer 8.1 wird der folgende Absatz 3 angefügt:

„(3) Auf die Herstellung oder Änderung von Straßen,
Wegen, Plätzen, ebenerdigen Stellplätzen sowie von Brücken,
Tunneln und Unterführungen mit den dazugehörigen
Rampen, für die die Verpflichtungen zur Leistung von
Ausgaben nach dem 31. 12. 2014, aber vor dem 1. 1. 2019
begründet wurden, ist die in Nummer 5.3.2.6 Abs. 4
Buchst. a Satz 1 der bis zum 31. 12. 2018 geltenden Fas-
sung dieses RdErl. festgelegte Förderobergrenze anzuwen-
den.“

3. In Nummer 9 wird das Datum „31. 12. 2019“ durch das
Datum „31. 12. 2021“ ersetzt.

An die
Region Hannover, Landkreise und Gemeinden

— Nds. MBl. Nr. 29/2019 S. 1090

Amt für regionale Landesentwicklung Braunschweig

Anerkennung der
„Stiftung Gerecke-Rudorf, Goslar“

Bek. d. ArL Braunschweig v. 9. 7. 2019
— 2.11741/40-332 —

Mit Schreiben vom 28. 6. 2019 hat das ArL Braunschweig
als zuständige Stiftungsbehörde nach § 3 NStiftG aufgrund
des Stiftungsgeschäftes in Form der Verfügung von Todes we-
gen vom 27. 8. 2007 i. d. F. der letztmaligen Änderungsverfü-
gung vom 2. 2. 2015 und der Stiftungssatzung vom 12. 5. 2019
die „Stiftung Gerecke-Rudorf, Goslar“ mit Sitz in Goslar ge-
mäß § 80 BGB als rechtsfähig anerkannt. 

Zweck der Stiftung ist die Förderung des öffentlichen Ge-
sundheitswesens und der öffentlichen Gesundheitspflege, ins-
besondere durch:

— Zuwendungen an gemeinnützige oder öffentliche Einrich-
tungen zur Unterbringung, Pflege und Therapie von an der
Parkinsonschen Krankheit erkrankten Personen sowie

— Zuwendungen an gemeinnützige oder öffentliche Einrich-
tungen zur Unterbringung, Pflege, Therapie, ambulante
Versorgung und Behandlung von Suchtkranken.

Die Stiftung kann wie folgt angeschrieben werden:

Stiftung Gerecke-Rudorf, Goslar
z. H. Herrn Dieter Kreibohm
Reinkamp 5
38640 Goslar.

— Nds. MBl. Nr. 29/2019 S. 1090

Niedersächsische Landesbehörde
für Straßenbau und Verkehr

Genehmigung zur Anlage und zum Betrieb 
des Sonderlandeplatzes für Luftsportgeräte „Zweidorf“

Bek. d. NLStBV v. 9. 7. 2019 — 3354.30314 —

Die NLStBV, Dezernat 33, hat der Motorschirm Gemein-
schaft Milan-Freunde Zweidorf e. V. am 9. 8. 2018 gemäß § 6
LuftVG die Genehmigung zur Anlage und zum Betrieb eines
Sonderlandeplatzes für Luftsportgeräte für die Durchführung
von Flügen nach Sichtflugregeln am Tag erteilt.

Die Abnahme und Betriebsfreigabe wurde am 2. 11. 2018
erteilt.

I. Beschreibung des Geländes:
1. Bezeichnung: Sonderlandeplatz für Luftsportgeräte

Zweidorf
2. Lage: ca. 0,8 km südwestlich der Ortschaft

Wendeburg (Gemeinde Wendeburg,
Landkreis Peine) Gemarkung Zweidorf,
Flur 2, Flurstück 53/1

3. Bezugspunkt: geografische Lage: 52° 19' 15,93'' Nord
10° 21' 37,96'' Ost

Höhe über NN: 69 m ü. NN
(226 ft MSL)

4. Flugbetriebs-
flächen: Start- und Landebahn für die in Abschnitt II

aufgeführten Luftfahrzeuge
5. Abmessungen: 40 m im Durchmesser zuzüglich eines

umlaufenden Sicherheitsstreifens von 15 m,
Oberfläche: Gras.

II. Sonderlandeplatz ist für folgende Arten von Luftfahrzeugen zu-
gelassen:
Der Sonderlandeplatz darf nur von fußstartfähigen, motor-
betriebenen Gleitschirmen und Gleitschirm-Trikes genutzt
werden.

III. Zweck des Sonderlandeplatzes:
Der Landeplatz dient grundsätzlich der Nutzung durch
Vereinsmitglieder des Genehmigungsinhabers.
Andere Flüge bedürfen der vorherigen Genehmigung des
Betreibers des Sonderlandeplatzes (PPR*).

IV. Bauschutzbereich:
Ein Bauschutzbereich nach dem LuftVG wird nicht be-
stimmt.

V. Einfriedung: 
Von der Verpflichtung nach § 46 Abs. 1 LuftVZO, das
Flugplatzgelände einzufrieden, ist der Genehmigungsin-
haber befreit, wenn das Gelände nach § 46 Abs. 2 und
§ 53 LuftVZO durch Verbotsschilder ausreichend gesichert
wird. Alle Schilder sollen mindestens in 1 m Höhe über
dem Boden angebracht sein. Sie sollen 70 cm breit und 50 cm
hoch sein und die Beschriftung „Flugplatz — Betreten durch
Unbefugte verboten“ haben.

VI. Auflagen:
1. Veränderungen des Sonderlandeplatzes und seiner Umge-

bung, die den Flugbetrieb gefährden können, insbesondere
Veränderungen in den An- und Abflugsektoren, auch so-
weit es sich um vorübergehende Hindernisse handelt, sind
der Genehmigungsbehörde unverzüglich anzuzeigen.

2. Für die Regelung von Personen- und Sachschäden muss
eine Platzhalterhaftpflichtversicherung (einschließend Flug-
leiterhaftpflicht) mit den Mindestdeckungssummen von je
500 000 EUR für Personenschäden und 500 000 EUR für
Sachschäden abgeschlossen sein und für die Dauer dieser
Genehmigung aufrechterhalten werden.

*) PPR=Prior Permission Required.
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Staatliches Gewerbeaufsichtsamt Lüneburg

Entscheidung nach dem BImSchG;
Öffentliche Bekanntmachung

(dank & treu GmbH & Co. KG, Schwäbisch Hall)

Bek. d. GAA Lüneburg v. 10. 7. 2019 
— 4.1-CE 908000299/LG 18-085-38 bi —

Das GAA Lüneburg hat der Firma dank & treu GmbH &
Co. KG, Rinnener Sträßle 97, 74523 Schwäbisch Hall, mit der
Entscheidung vom 10. 7. 2019 eine Genehmigung gemäß § 4
i. V. m. § 10 BImSchG erteilt.

Gegenstand des Verfahrens waren die Errichtung und der
Betrieb eines Pferdekrematoriums sowie die Errichtung und
der Betrieb von zwei Kühlräumen zur kurzfristigen Lagerung
von Pferden bis zur Kremierung am Standort Hinter den Heid-
gruben 18, 27337 Blender.

Der Bescheid enthält Nebenbestimmungen, um die Erfüllung
der Genehmigungsvoraussetzungen des § 6 BImSchG sicher-
zustellen.

Der vollständige Bescheid und die genehmigten Antragsun-
terlagen können in der Zeit vom 25. 7. 2019 bis einschließ-
lich 7. 8. 2019 bei folgenden Stellen eingesehen werden:
— Staatliches Gewerbeaufsichtsamt Lüneburg, Auf der Hude 2,

21339 Lüneburg, Zimmer 0.310a,
Einsichtmöglichkeit: 
montags bis donnerstags 8.00 bis 16.00 Uhr,
freitags 8.00 bis 14.30 Uhr;

— Rathaus der Samtgemeinde Thedinghausen, Braunschweiger
Straße 10, 27321 Thedinghausen, Nebengebäude (Packhaus),
Zimmer 1.12,
Einsichtmöglichkeit: 
montags und dienstags 7.30 bis 16.30 Uhr,
mittwochs und freitags 7.30 bis 13.30 Uhr,
donnerstags 7.00 bis 18.00 Uhr.

Diese Bekanntmachung ist auch im Internet unter http://
www.gewerbeaufsicht.niedersachsen.de und dort über den Pfad
„Bekanntmachungen w Lüneburg — Celle — Cuxhaven“ ein-
sehbar.

Nach der öffentlichen Bekanntmachung kann der Bescheid
einschließlich Begründung bis zum Ablauf der Widerspruchs-
frist von den Personen, die Einwendungen erhoben haben, beim
Staatlichen Gewerbeaufsichtsamt Lüneburg, Auf der Hude 2,
21339 Lüneburg, schriftlich angefordert werden.

Gemäß § 10 Abs. 7 und 8 BImSchG i. V. m. § 21 a der
9. BImSchV werden der verfügende Teil des Bescheides und
die Rechtsbehelfsbelehrung als Anlage öffentlich bekannt ge-
macht.

Die Zustellung des Bescheides an die Personen, die Einwen-
dungen erhoben haben, wird hiermit durch öffentliche Be-
kanntmachung ersetzt.

Es wird darauf hingewiesen, dass der Bescheid mit dem
Ende der Auslegungsfrist auch gegenüber Dritten, die keine
Einwendungen erhoben haben, als zugestellt gilt.
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Anlage

I. Tenor
1. Der Firma dank & treu GmbH & Co. KG, Rinnener Sträßle 97,
74523 Schwäbisch Hall, wird aufgrund ihres Antrages vom
30. 11. 2018, zuletzt ergänzt durch Schreiben vom 14. 1. 2019,
die Genehmigung zur Errichtung und zum Betrieb eines Kre-
matoriums für Pferde mit einer Verarbeitungskapazität von
125 kg/h erteilt. 

2. Gegenstand der Genehmigung
Dieser Bescheid erstreckt sich auf die Errichtung der folgen-

den wesentlichen Anlagenteile und Nebeneinrichtungen ein-
schließlich ihres Betriebes:

— Pferdeofen zur Kremation von Pferden mit einer Brenn-
kammer mit 4 Gasbrennern, mit einer Gesamtfeuerungs-
wärmeleistung von maximal 420 kW mit einer Krema-
tionsleistung von maximal 125 kg/h,

— Nachbrennkammer / Thermische Nachverbrennung (TNV)
mit einer Feuerungswärmeleistung von maximal 350 kW,

— Unterirdischer Flüssiggastank mit einer Füllmenge von 2,9 t
Flüssiggas,

— Abgasreinigung bestehend aus einem Abgas-Luft-Wärme-
tauscher und einer Wärmerückgewinnung zur Heizwär-
menutzung sowie einer Gewebefilteranlage,

— zwei Kühlräume zur Zwischenlagerung von verstorbenen
Pferden bis zur Einäscherung mit einem Lagervolumen
vom 83 m³.

— Kremationsleistung
Pro Tag dürfen maximal ein großes Pferd oder zwei kleine
Pferde eingeäschert werden. Die Kremationsleistung darf
maximal 125 kg/h betragen.

— Betriebszeiten
Kremierungsprozesse sind ausschließlich tagsüber (06:00
bis 22:00 Uhr) an Werktagen zulässig.

— Vorübergehendes Lagern von toten Equiden bis zur Ver-
brennung
Tote Pferde dürfen maximal 96 Stunden in den Kühlräu-
men bis zur Einäscherung gelagert werden.

Standort der Anlage ist:
Ort: 27337 Blender
Straße: Hinter den Heidgruben 18
Gemarkung: Holtum-Marsch
Flur: 8
Flurstücke: 42/1

Die im Formular „Inhaltsverzeichnis“ vom 14. 1. 2019 Ver-
sion 1.1 im Einzelnen aufgeführten Antragsunterlagen sind
Bestandteil dieses Genehmigungsbescheides und liegen diesem
zugrunde.

3. Konzentrationswirkung
Diese Genehmigung schließt folgende Entscheidungen mit ein:

— Baugenehmigung gemäß § 70 NBauO
— Veterinärrechtliche Zulassung als Verbrennungsanlage mit

hoher Kapazität
Ihnen wird gemäß Artikel 24 der Verordnung (EG)
Nr. 1069/2009 sowie § 26 Abs. 1 Nr. 1 der Tierischen Ne-
benprodukte-Verordnung (TierNebV) für die Verbrennungs-
anlage die Zulassungsnummer
DE 03 361 0001 05
erteilt.

— veterinärrechtliche Zulassung als Zwischenbehandlungs-
betrieb für Material der Kategorie 2
Ihnen wird gemäß Artikel 24 der Verordnung (EG)
Nr. 1069/2009 sowie § 26 Abs. 1 Nr. 1 der Tierischen Ne-
benprodukte-Verordnung (TierNebV) für den Zwischenbe-
handlungsbetrieb für Material der Kategorie 2 die Zulas-
sungsnummer
DE 03 361 0001 02
erteilt.

Die Zulassungen DE 03 361 0001 05 und DE 03 361 0001 02
umfassen folgende Tätigkeiten:
1. Abholung und Transport von toten Equiden zum Kremato-

rium (gemäß Artikel 23 Absatz 4 der Verordnung (EG)
Nr. 1069/2009),

2. Kühlen von toten Equiden,
3. Vorübergehendes Lagern von toten Equiden bis zur Ver-

brennung,
4. Kurzzeitiges Aufbahren von toten Equiden zur Abschied-

nahme,
5. Verbrennen von toten Equiden,
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6. In Einzelfällen — nach vorheriger Zustimmung durch den
Fachdienst Veterinärwesen und Verbraucherschutz des
Landkreises Verden — die Abgabe von toten Equiden an
das zugelassene Tierkrematorium der Firma dank & treu
GmbH und Co. KG, Rinnener Sträßle 97 in 74523 Schwä-
bisch Hall (DE 08 127 0001 05).

4. Aufschiebende Bedingungen
— Die veterinärrechtliche Zulassung als Verbrennungsanlage

mit hoher Kapazität nach Artikel 24 Absatz 1 Buchstabe b)
in Verbindung mit Artikel 44 Absatz 1 der Verordnung
(EG) Nr. 1069/2009 erfolgt unter der aufschiebenden Be-
dingung, dass vor Aufnahme der Tätigkeit eine veterinär-
behördliche Abnahme erfolgt ist und die einschlägigen
veterinärrechtlichen Vorschriften eingehalten werden.

— Die veterinärrechtliche Zulassung als Zwischenbehand-
lungsbetrieb für Material der Kategorie 2 nach Artikel 24
Absatz 1 Buchstabe h) in Verbindung mit Artikel 44 Ab-
satz 1 der Verordnung (EG) Nr. 1069/2009 erfolgt unter der

aufschiebenden Bedingung, dass vor Aufnahme der Tätig-
keit eine veterinärbehördliche Abnahme erfolgt ist und die
einschlägigen veterinärrechtlichen Vorschriften eingehal-
ten werden.

Im Übrigen ergeht diese Genehmigung unbeschadet der be-
hördlichen Entscheidungen, die nach § 13 BImSchG nicht
von der Genehmigung eingeschlossen werden.

5. Einwendungen
Die Einwendungen werden zurückgewiesen.

6. Kostenentscheidung
Die Kosten dieses Verfahrens trägt die Antragstellerin.

Rechtsbehelfsbelehrung
Gegen diese Entscheidung kann innerhalb eines Monats

nach Bekanntgabe Widerspruch beim Staatlichen Gewerbe-
aufsichtsamt Lüneburg, Auf der Hude 2, 21339 Lüneburg,
eingelegt werden. 

Stellenausschreibungen

An der Leuphana Universität Lüneburg ist in der Fakultät Bildung
die folgende Professur zu besetzen:

Wirtschaftsinformatik, insbesondere Data Science
(BesGr. W 3).

Die Leuphana hat für ihre Bildungsziele ein deutschlandweit einma-
liges Studienmodell entwickelt, das sich an den Ideen der liberal edu-
cation und des Humanismus orientiert. Sie gründete dazu das erste
öffentliche College im deutschsprachigen Raum sowie eine Graduate
School. In der Forschung stellt sie sich der kontinuierlichen Heraus-
forderung, durch methodische Vielfalt und überfachliche, praxisbezo-
gene Zusammenarbeit die gesellschaftliche Wirkung der Wissenschaf-
ten zu erhöhen.

Die Ausschreibung finden Sie bis zum 7. 8. 2019 (Bewerbungs-
schluss) unter www.leuphana.de/professuren-ausschreibungen.
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Beim Niedersächsischen Ministerium für Ernährung, Landwirt-
schaft und Verbraucherschutz ist im Referat 402 „Personal“ zum nächst-
möglichen Zeitpunkt der Dienstposten/Arbeitsplatz

einer Sachbearbeiterin oder eines Sachbearbeiters (w/m/d)

zu besetzen.
Der neu eingerichtete Dienstposten/Arbeitsplatz ist zunächst nach

BesGr. A 10/EntgeltGr. 9 TV-L bewertet und soll vorrangig mit einer
Berufsanfängerin oder einem Berufsanfänger, auch im Rahmen der
Einführungszeit nach § 24 Abs. 4 NLVO, besetzt werden. Eine fachli-
che und inhaltliche Weiterentwicklung und eine damit einhergehende
Neubewertung werden angestrebt. 

Das Aufgabengebiet umfasst im Wesentlichen: 
— Mitarbeit in der Personalsachbearbeitung der Beamtinnen und

Beamten sowie der Beschäftigten des Ministeriums, sowie in den
Bereichen Personal- und Organisationsentwicklung, 

— Nebentätigkeiten,
— Annahme von Belohnungen und Geschenken sowie
— Koordination des Personalmanagementverfahrens (PMV).

Voraussetzung für die Wahrnehmung des Dienstpostens/Arbeits-
platzes ist die Befähigung für das erste Einstiegsamt der Laufbahn-
gruppe 2 der Laufbahn „Allgemeine Dienste“ durch den Abschluss
als „Diplom-Verwaltungswirtin (FH)“, „Diplom-Verwaltungswirt (FH)“,
„Diplom-Verwaltungsbetriebswirtin (FH)“ oder Diplom-Verwaltungs-
betriebswirt (FH)“ oder durch einen vergleichbaren Bachelor-Ab-
schluss eines Studienganges der öffentlichen Verwaltung. Alternativ
kann die Qualifikation durch die erfolgreiche Teilnahme an der Ver-
waltungsprüfung II (ehemals Angestelltenprüfung II) erworben wor-
den sein.

Darüber hinaus werden folgende persönliche Fähigkeiten und Fer-
tigkeiten erwartet: 
— ausgeprägte Kooperations- und Teamfähigkeit,
— Zuverlässigkeit, Verantwortungsbewusstsein und Selbstständig-

keit,
— Organisations- und Kommunikationsfähigkeit sowie
— Grundkenntnisse über MS Office-Produkte (mindestens Outlook

und Word).
Der Dienstposten/Arbeitsplatz ist teilzeitgeeignet.
Das ML strebt an, in allen Bereichen und Positionen eine Unterre-

präsentanz i. S. des NGG abzubauen. Daher sind Bewerbungen von
Männern besonders erwünscht und können nach Maßgabe des § 11
NGG bevorzugt berücksichtigt werden.

Wir sind darüber hinaus bestrebt, den Anteil an Mitarbeiterinnen
und Mitarbeitern aus unterschiedlichen Ländern und Kulturen konti-
nuierlich zu erhöhen. Bewerbungen von Menschen aller Nationalitä-
ten sind ausdrücklich erwünscht.

Menschen mit Behinderungen werden bei gleicher Eignung, Befähi-
gung und fachlicher Leistung ebenfalls nach Maßgabe der einschlägi-
gen Vorschriften bevorzugt berücksichtigt. Eine Behinderung/Gleich-
stellung bitte ich zur Wahrung Ihrer Interessen bereits in der Bewer-
bung mitzuteilen.

Das Ministerium ist im Rahmen des audit berufundfamilie® als fami-
lienfreundlicher Arbeitgeber zertifiziert.

Ihre Bewerbung richten Sie bitte unter Angabe des Aktenzeichens
402-03041-1088 (bei externen Bewerbungen bitte mit Einverständnis-
erklärung zur Einsichtnahme in die Personalakte und unter Angabe
der zuständigen Sachbearbeitung in der jeweiligen Personaldienststelle
mit E-Mail-Adresse) bis zum 12. August 2019 an das Niedersächsische
Ministerium für Ernährung, Landwirtschaft und Verbraucherschutz,
Referat 402, Calenberger Straße 2, 30169 Hannover.

Für Fragen zum Arbeitsgebiet stehen Frau Tangemann, Tel. 0511
120-2063, zur Verfügung und für Fragen zum Ausschreibungsverfah-
ren Herr Stelzig, Tel. 0511 120-2064.

Eingangsbestätigungen/Zwischennachrichten werden nicht versandt.
Sofern die Rücksendung der Unterlagen gewünscht wird, ist den Be-
werbungsunterlagen ein frankierter Rückumschlag beizulegen. Andern-
falls werden die Bewerbungsunterlagen nach Abschluss des Aus-
schreibungsverfahrens vernichtet. 

Um das Bewerbungsverfahren durchführen zu können, ist es not-
wendig, personenbezogene Daten zu speichern. Durch Zusendung Ih-
rer Bewerbung erklären Sie sich einverstanden, dass wir Ihre Daten zu
Bewerbungszwecken unter Beachtung der Datenschutzvorschriften
elektronisch speichern und verarbeiten. Weitere Informationen zum
Datenschutz entnehmen Sie bitte unserer Datenschutzerklärung unter
https://www.ml.niedersachsen.de/download/135511.

Bewerbungen sind auch per E-Mail möglich. Bitte senden Sie Ihre
vollständigen Unterlagen (im PDF-Format) an: Ref402-Personal@ml.
niedersachsen.de.
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Beim Niedersächsischen Ministerium für Ernährung, Landwirtschaft
und Verbraucherschutz ist im Referat 406 „Forstpolitik, Jagd, Holz-
wirtschaft“ mit Wirkung vom 1. 10. 2019 der Dienstposten/Arbeits-
platz

einer Referentin oder eines Referenten (w/m/d)

zu besetzen.
Der Dienstposten ist nach BesGr. A 15 bewertet. 
Die Eingruppierung erfolgt abhängig von der jeweiligen fachlichen

Qualifikation und den vorliegenden Erfahrungen bis in die EntgeltGr.
15 TV-L.

Folgende Aufgabengebiete sind dem Arbeitsplatz im Wesentlichen
zugeordnet:
— Forstpolitik, Forsthoheit, Förderung der Forstwirtschaft, Umsetzung

von EU-Recht,
— Holzmarkt, Holzwirtschaft,
— Fachaufsicht über den Forstbereich der Landwirtschaftskammer,
— Jagdpolitik, Jagdhoheit, Jagdlicher Artenschutz, Jagdliche Förder-

maßnahmen,
— Bundeswaldinventur,
— Forstvermehrungsgut, Landesstelle nach § 18 FoVG.

Bewerbungsberechtigt sind Personen, die über die Laufbahnbefähi-
gung für das zweite Einstiegsamt der Laufbahngruppe 2, Fachrichtung
Agrar- und umweltbezogene Dienste, durch Abschluss des Vorberei-
tungsdienstes für den Forstdienst (ehemaliger höherer Forstdienst)
verfügen.

Zudem wird eine mindestens zweijährige Berufserfahrung im öffent-
lichen Dienst auf einem Dienstposten/Arbeitsplatz der Laufbahngruppe 2,
zweites Einstiegsamt, vorausgesetzt. Praktische berufliche Erfahrun-
gen mit Bezug zum Privatwald sind von Vorteil.

Die Bearbeitung der vielfältigen Fragestellungen — häufig in Zusam-
menarbeit mit anderen Fachbereichen — erfordert eine hohe Sozial-
kompetenz, Verhandlungsgeschick, Konfliktlösungskompetenz, Kom-
munikationsfähigkeit, Entscheidungsfreude, Organisationstalent so-
wie Überzeugungskraft.

Die Stelle ist teilzeitgeeignet. 
Das ML strebt an, in allen Bereichen und Positionen eine Unterre-

präsentanz i. S. des NGG abzubauen. Daher sind Bewerbungen von
Männern besonders erwünscht und können nach Maßgabe des § 11
NGG bevorzugt berücksichtigt werden.

Bewerberinnen und Bewerber mit Behinderungen werden bei glei-
cher Eignung, Befähigung und fachlicher Leistung nach Maßgabe der
einschlägigen Vorschriften bevorzugt berücksichtigt. Eine Behinde-
rung/Gleichstellung bitte ich zur Wahrung Ihrer Interessen bereits in
der Bewerbung mitzuteilen.

Das ML ist bestrebt, den Anteil an Mitarbeiterinnen und Mitarbei-
tern aus unterschiedlichen Ländern und Kulturen kontinuierlich zu
erhöhen. Bewerbungen von Menschen aller Nationalitäten sind aus-
drücklich erwünscht.

Das Ministerium ist im Rahmen des audit berufundfamilie® als fami-
lienfreundlicher Arbeitgeber zertifiziert.

Ihre Bewerbung richten Sie bitte unter Angabe des Aktenzeichens
402-03041-1082 (bei Bewerberinnen und Bewerbern aus dem öffent-
lichen Dienst mit Einverständniserklärung zur Einsichtnahme in die
Personalakte und Nennung der Ansprechpartnerin oder des Ansprech-
partners in der jeweiligen Personaldienststelle mit E-Mail-Adresse) bis
zum 12. 8. 2019 an das Niedersächsische Ministerium für Ernährung,
Landwirtschaft und Verbraucherschutz, Referat 402, Calenberger
Straße 2, 30169 Hannover.

Für Fragen zum Arbeitsgebiet stehen Ihnen Frau Abel, Tel. 0511
120-2250, und für Fragen zum Ausschreibungsverfahren Frau Becker,
Tel. 0511 120-2070, zur Verfügung.

Eingangsbestätigungen oder Zwischennachrichten werden nicht
versandt. Sofern die Rücksendung der Unterlagen gewünscht wird, ist
den Bewerbungsunterlagen ein frankierter Rückumschlag beizulegen.
Andernfalls werden die Bewerbungsunterlagen zwei Wochen nach
Abschluss des Ausschreibungsverfahrens vernichtet.

Um das Bewerbungsverfahren durchführen zu können, ist es not-
wendig, personenbezogene Daten zu speichern. Durch Zusendung
Ihrer Bewerbung erklären Sie sich damit einverstanden, dass Ihre Da-
ten zu Bewerbungszwecken unter Beachtung der Datenschutzvor-
schriften elektronisch gespeichert und verarbeitet werden. 

Weitere Informationen zum Datenschutz entnehmen Sie bitte unserer
Datenschutzerklärung unter https://www.ml.niedersachsen.de/down-
load/135511.

Bewerbungen sind auch per E-Mail möglich. Bitte senden Sie Ihre
vollständigen Unterlagen (im PDF-Format) an: Ref402-Personal@ml.
niedersachsen.de. 
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Bei der Samtgemeinde Grafschaft Hoya ist zum nächstmöglichen
Zeitpunkt die Stelle einer

Fachbereichsleitung (m/w/d)
im Fachbereich Zentraler Service

(BesGr. A 13)

zu besetzen. Weitere Informationen zur Stelle erhalten Sie unter
www.grafschaft-hoya.de w Rathaus/Stellenangebote.

Ihre Bewerbung richten Sie bitte bis zum 31. 8. 2019 an die Samtge-
meinde Grafschaft Hoya, Postfach 1351, 27316 Hoya/Weser.

Auskünfte erteilt Herr Samtgemeindebürgermeister Meyer (Rathaus
Hoya) unter Tel. 04251 815-10 oder E-Mail d.meyer@hoya-weser.de.
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Die Stadt Nienburg/Weser, Marktplatz 1, 31582 Nienburg, sucht zum
nächstmöglichen Termin

eine Baudirektorin oder einen Baudirektor.

Wir bieten Ihnen neben einer interessanten und anspruchsvollen
Tätigkeit eine sichere Position mit einer Besoldung bis BesGr. A 15.

Wir erwarten von Ihnen u. a. das erfolgreiche Ablegen der Großen
Staatsprüfung (Laufbahnbefähigung für den höheren bautechnischen
Verwaltungsdienst).

Die ausführliche Stellenausschreibung finden Sie auf unserer Inter-
netseite unter www.nienburg.de/Stellen.

Für Ihre Bewerbung nutzen Sie bitte ausschließlich unser Eingabe-
portal „Bewerbung online“. Die Bewerbungsfrist endet am 11. 8. 2019.

— Nds. MBl. Nr. 29/2019 S. 1093

Die Stadt Nienburg/Weser, Marktplatz 1, 31582 Nienburg, sucht zum
nächstmöglichen Termin

Bauingenieurinnen oder Bauingenieure 
(sowohl Hoch- als auch Tiefbau).

Wir bieten Ihnen neben einer unbefristeten und sicheren Stelle eine
tarifgerechte Bezahlung nach TVöD.

Wir erwarten von Ihnen u. a. einen Abschluss als Ingenieurin oder
Ingenieur der Fachrichtung Bauingenieurwesen mit dem Schwer-
punkt Straßen-, Tief- oder Hochbau oder Architektur (FH-Diplom oder
Bachelor).

Die ausführliche Stellenausschreibung finden Sie auf unserer Inter-
netseite unter www.nienburg.de/Stellen.

Für Ihre Bewerbung nutzen Sie bitte ausschließlich unser Eingabe-
portal „Bewerbung online“. Die Bewerbungsfrist endet am 11. 8. 2019.

— Nds. MBl. Nr. 29/2019 S. 1093
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	Entscheidung nach dem BImSchG; Öffentliche Bekanntmachung (dank & treu GmbH & Co. KG, Schwäbisch Hall)

	Stellenausschreibungen




